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Kirche und Öffentlichkeit

In den letzten Wochen und Monaten scheint ein neuer Slogan aufge-
kommen zu sein. Er ist in aller Leute Mund und wird manchmal sehr be-
wusst ausgesprochen, manchmal auch wie völlig beiläufig erwähnt: es han-
delt sich um den Begriff «Transparenz». Der Begriffsgehalt muss hier
sicherlich nicht näher erläutert werden; er darf als bekannt vorausgesetzt
werden. Ebenso selbstverständlich wäre zu erwarten, dass unser Handeln,
Denken und Reden unzweideutig, offen und klar, gemeint «transparent» ist.
Doch scheint es, dass eine der grundlegenden Handlungsübereinkünfte, die
die harmonische Abwicklung unseres täglichen Lebens sozusagen sicher-
stellen soll, in Frage gestellt ist. In diesem Aufruf nach «Transparenz» spie-
gelt sich, mit anderen Worten, die momentane Situation ab, die - in konzen-
trierter Weise in der Schweiz - Kirche und Gläubige aneinander zweifeln
lassen; wir stehen unverkennbar in einer Vertrauenskrise.

Mit dem Thema «Kirche und Öffentlichkeit» soll zunächst «Öffent-
lichkeit» in einem weiteren Sinn verstanden werden, bevor die enger gefasste
Bedeutung dieses Begriffs untersucht wird. Unter «Öffentlichkeit», das
heisst dessen, was an die Öffentlichkeit dringt, lassen sich Leben, Wirken
und Handeln von Mensch und Welt allgemein einordnen; «Öffentlichkeit»
kann letztlich den Menschen oder die Welt selbst bedeuten. So verstanden,
kann der erwähnte Themenbereich in ein- wie in ausschliessender Weise
verstanden werden: Kirche in Gegenüberstellung zum Leben und zur Welt,
oder Kirche als eine Dimension, die Welt und Leben umschliesst, in sich ein-
schliesst. Auf welche dieser beiden Möglichkeiten nun der Akzent gesetzt
wird, hängt davon ab, wie man «Kirche» selbst verstehen will. Ist sie eine

Institution, die in erster Linie funktional gedacht wird, oder wird sie als
Dimension verstanden, in der primär Leben möglich wird? Wir haben hier
zwei diametral verschiedene Ausgangspunkte, und es wundert nicht, wenn
das sogenannte «Resultat», das heisst die konkrete Gestalt und Ausformung
von Kirche auch grundverschieden ausfallen. So kann - in einer positiven
Weise - Kirche und Öffentlichkeit als eine Einheit betrachtet oder aber - in
eher negativer Weise - Kirche in Gegenüberstellung zur Öffentlichkeit
erfahren werden.

Ob nun Kirche als weltfern und lebensfremd oder aber als lebensnah
und in diesem Sinne als «menschlich» erfahren wird, hängt davon ab, wie
weit die Kirche selbst das Leben der Gläubigen, das nie vollkommen aus-
fallen wird, aufzufangen und zu begleiten weiss. Diese Aspekte sind hier be-
wusst angesprochen, denn unwillkürlich wird dadurch das Thema «Kirche
und Öffentlichkeit» entweder zu einer Polarisierung oder es erhält einen
integratorischen Aspekt. Greifen wir also an dieser Stelle auf die - nicht nur
in der Schweiz - bestehende Vertrauenskrise zurück, die sich seit einiger Zeit
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innerhalb der römisch-katholischen Kirche abzuzeichnen beginnt, so hat sie

ihre Wurzeln darin, dass die leitenden Gremien einerseits und das Volk der
Gläubigen andererseits - entsprechend den oben aufgeführten Tendenzen -
geradezu entgegengesetzte Auffassungen von «Kirche» haben. Die einen
verstehen sich als Garanten des Ur-Bildes der Kirche Christi und vertreten
deren Idealform; die anderen suchen das menschliche Antlitz der Kirche
und verkörpern das Volk Gottes, das sich weiterhin auf dem Weg zu seinem
Ziel weiss. Beide Ansichten haben ihre Seinsberechtigung; beide sind wahr.
Die Frage bleibt nur, ob nicht die Gefahr der Verabsolutierung einer der bei-
den Tendenzen die fruchtbringende und sich gegenseitig vervollständigende
Durchdringung und Bereicherung verunmöglicht. Hier dürfte wohl der
neuralgische Punkt liegen, den unsere momentanen Analysen anvisieren
sollten.

Das Bewusstwerden über die Hintergründe dieser Sachverhalte ist in
mehrerer Hinsicht grundlegend - nicht zuletzt deshalb, weil dies seine un-
mittelbaren Konsequenzen für die Öffentlichkeitsarbeit der Kirche hat. Um
den anfangs zitierten Begriff aufzugreifen: das Stichwort «Transparenz»
wird mit einem Mal facettenreich. Ein polarisierendes System kennt keine
Transparenz. Ein «exklusives» Denken braucht keine Transparenz - zumin-
dest nicht im herkömmlichen Sinne -, denn der Dialog ist nicht seine Ver-
handlungsbasis. Schliesslich bleibt auch für eine idealistische Denk- und
Handlungsweise die bis anhin gepflegte Transparenz nur so lange verbind-
lieh, als die Idealformen von allen als in gleichem Masse erstrebenswert ge-
halten werden. Kollegialität reduziert sich hiermit auf Gleichgesinntheit.
Diese Tatsache bringt ihre Schwierigkeit mit sich für ein Denken und Han-
dein, welches in erster Linie von der konkreten Lebenssituation ausgeht. Ihr
Ansatzpunkt ist zunächst stets die dialogische Verhandlungsbasis und der
zwischenmenschliche Kontakt, der zur kollegialen Struktur führt. Wie-
derum also zwei verschiedene Sichtweisen, zwei verschiedene Ausgangs-
punkte, die sich aneinander reiben und im Extremfall füreinander kein Ver-
ständnis mehr aufzubringen. Daher auch der berechtigte Vorwurf der man-
gelnden Transparenz.

Damit dürfte klar geworden sein, dass es in der momentanen Situa-
tion, die eine Akzentverlagerung innerhalb der römisch-katholischen Kir-
che ankündigt, nicht leicht - wenn nicht geradezu unmöglich - ist, zu sagen,
wie eine Öffentlichkeitsarbeit heute konkret aussieht beziehungsweise aus-
sehen soll. Es geht j a nicht nur um die Öffentlichkeitsarbeit r/er Kirche, son-
dern ebenso sehr auch der Kirche. Anders gesagt: nicht nur soll die Welt
von der Kirche - gleichsam von oben herab - bedient werden; die Welt, und
damit ihre Anliegen und Nöte, aber auch all die positiven Rückmeldungen,
die aus ihr hervorgehen, sollen in der Kirche ihren Widerhall finden und von
ihr aufgenommen werden. «Welt» ist hier gleichgesetzt mit «Mensch», Men-
sehen, mit Leben also. Das Leben scheut sich vor einem abstrakten Gegen-
über. Leben ruft nach Leben; es trachtet danach, in einem lebendigen Ge-

genüber aufgehoben zu sein.
So liess sich denn sagen: die aktuelle Krise, die die Schweizer Kirche

kennzeichnet, drückt sich vorwiegend in einem Ruf nach mehr Transparenz
aus. Fehlende Transparenz wird bemängelt, man verlangt nach einer Neu-
definition von Transparenz. Kurzum ein Zeichen dafür, dass praktizierte
und in den letzten Jahren bewährte «Spielregeln» nicht mehr diskussionslos
eingehalten werden, die vertraute Arbeitsmethode überraschend in Frage
gestellt ist. All dies ist Ausdruck eines Umbruchs. Eine Situation, die verun-
sichert, das Vertrauen erschüttert, andererseits uns aber auffordert, uns
Liebgewordenes, auch Bewährtes zu hinterfragen - im Hinblick selbstver-
ständlich auf das Eigentliche der Sache, in unserem Fall auf das Wesen der
Kirche überhaupt, auf den Inhalt unseres Glaubens, auf das Bekenntnis un-

Kirche
in der Schweiz

Staat und Kirche
im Kanton Luzern

Pius Hafner hat mit seiner juristischen
Dissertation «Staat und Kirche im Kanton
Luzern»' eine Gesamtschau dieses Verhält-
nisses aus historischer sowie Staats- und kir-
chenrechtlicher Sicht gegeben. Der Histori-
ker Hafner (lie. phil.) gibt in einem ersten
Teil eine ausführliche Darstellung der

Rechtsgeschichte des Verhältnisses von Kir-
che und Staat sowie der Entstehungsge-
schichte der Landeskirchen. Auf diesen ge-
schichtlichen Teil der Arbeit wird hier kaum
eingegangen.

Die Neuordnung der Beziehungen zwi-
sehen Staat und Kirche im Kanton Lùzern ist
der Anlass für Hafners Arbeit, die neu ent-
standenen kantonalkirchlichen Organisatio-
nen ihr Hauptgegenstand. Im Zentrum der

Untersuchung stehen die römisch-katho-
lische Landeskirche und die evangelisch-
reformierte Kantonalkirche, ihr Recht und
ihre Stellung innerhalb des Kantons Luzern.
Dabei ist es dem Juristen Hafner (Dr. iur.)
gelungen, bei gleichzeitiger Behandlung der

Landeskirchen beider Konfessionen ihr un-
terschiedliches Kirchenverhältnis und damit
verbunden die verschiedene Funktion der
Kantonalkirche bzw. Kirchgemeinden bei-
der Konfessionen herauszuarbeiten.

Neben der Bedeutung der Bundesverfas-

sung für das vorliegende Thema wird in die-

sem Artikel nur auf einige ausgewählte
Aspekte des kantonalen Rechts hingewiesen.
Hafner hat sich das Ziel gesetzt, «die ver-
schiedenen formellen Rechtsquellen mög-
liehst umfassend aufzuzeigen und gegenein-
ander abzugrenzen» (181). Damit wird dieser

rechtliche Teil der Arbeit zum Handbuch für
jedes eigenständig denkende Mitglied der
staatskirchenrechtlichen Organe (Synode,
Synodalrat, Kirchenrat) des Kantons Lu-
zern. Der historische erste Teil, der unter an-
derem die Geschichte der Gründung der
kantonalkirchlichen Organisationen auf-
zeigt, kann zum besseren Verständnis das

Seine beitragen. Über den Kanton Luzern

' Pius Hafner, Staat und Kirche im Kanton
Luzern. Historische und rechtliche Grundlagen,
Freiburg/Schweiz 1991 (Freiburger Veröffentli-
chungen aus dem Gebiet von Kirche und Staat,
Bd. 33). Die Zahlen in Klammern im Text beziehen
sich auf die Seitenzahlen dieses Buches.
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seres Lebens. Krise demnach als Chance für eine Reinigung, eine Vertiefung
unseres Christseins - In diese trübe und manchenorts auch betrübte Situa-
tion hinein heisst es heute für jeden und jede, seinen beziehungsweise ihren
Beitrag am Dienst der Kirche Christi in der Schweiz zu leisten.

Marär ßrw«

D/e pro/wov/er/e TAeo/og/n Maria Bnat /sf /«/o/vtta//oMAeat<///"ag/e der ScAwe/zer ß/scAo/x-
Aon/erenz; /Ar Bei/rag g/A/ d/e granefeaZz/ZcAen ÜAeriegt/ngen /Ares /n ZüricA am /. OA/oder 7PP7

Ae/m Ka/AofocAen Med/e«verAa«d der ScAwe/z (KMLJ geAa/Zenen Kor/rages w/eder /SKZ 4///99/J

hinaus ist diese Dissertation aber von ge-
samtschweizerischem Interesse, weil sie das

Luzerner Staatskirchenrecht in einen inter-
kantonalen Vergleich stellt. Hier wurde erst-
mais in einem Kanton der katholischen
Stammlande eine römisch-katholische
«Landeskirche» geschaffen. Es folgten bis-
her aus diesem Kreis nur die Kantone Nid-
walden, Jura und Uri. Solothurn vermied die

Bezeichnung «Landeskirche». Hafner be-
handelt auch das Bistumskonkordat, das

ausser dem Kanton Luzern die weiteren Bis-
tumskantone als Vertragspartner umfasst.
Von entscheidender Bedeutung für das

Schweizerische Staatskirchenrecht ist aber
das letzte Kapitel des juristischen Teils, das

der Frage nach dem Verhältnis von Staats-
kirchlichem und kirchlichem Recht nach-
geht.

1. Die Bundesverfassung
Entsprechend der Stufenordnung des

Rechts im Bundesstaat wird auch in dieser
Arbeit zuerst das Bundesrecht untersucht.
Dabei fragt Hafner nach den Konsequenzen
der bundesrechtlichen Gewährleistung der

Religionsfreiheit für das kantonale Recht.
Unter den Begriff der Religionsfreiheit wer-
den sowohl die Glaubens- und Gewissens-
freiheit (Art. 49 BV) als auch die Kultusfrei-
heit (Art. 50 BV) subsumiert.

Die Religionsfreiheit bildet einerseits ein
subjektives Individualrecht gegenüber dem
Staat und andererseits - wie andere Grund-
rechte auch - eine objektive Norm, welche
die ganze staatliche Tätigkeit leiten soll.

A. Religionsfreiheit als objektive Norm
Als objektive Norm verlangt die Reli-

gionsfreiheit, dass die Kantone sich in ihrer
gesamten Staatstätigkeit an der Religions-
freiheit orientieren und eine Rechtsordnung
schaffen, die zu ihrer optimalen Verwirkli-
Chung beiträgt. Darüber hinaus lassen sich
aus dem Grundrecht der Religionsfreiheit
eine Reihe von Grundsätzen ableiten, die
zahlreichen Verfassungsbestimmungen un-
ausgesprochen zugrunde liegen (195):

a. Wb/rowvcAfft/Z/cAe z/zzc/ ne/zg/öse
Nea/ra/Z/Z// zfes S/oa/es
Daraus lässt sich das Verbot der Staats-

kirche, das heisst der institutionellen Einheit
von Kirche und Staat ableiten.- Hingegen
erwächst daraus nicht das Gebot der Tren-

nung von Staat und Kirche. Hafner ist der
Meinung, dass die völlige Trennung nicht
angebracht sei «aufgrund der Entwicklung
der Schweiz zum modernen Leistungsstaat,
der ein pluralistisches Gefüge von Meinun-
gen und Gruppen durch aktive staatliche
Förderung aufrecht erhält... Denn in einem
System, in dem die verschiedensten Bereiche

- Sport, Forschung, Medien, Kultur, Par-
teien usw. - durch den Staat unterstützt wer-
den, bedeutet die blosse Ignorierung der Re-

ligionsgemeinschaften deren Zurückverset-

zung» (196-197). Daher wird neuestens von
der Religionsfreiheit auch als «Teilhabe-
recht» gesprochen. ^ Hafner denkt daher an
eine Entflechtung von Staat und Kirche und
zeigt entsprechende Möglichkeiten dazu auf
(vgl. 322ff.).

A. Staa/srecAZ/zcAe zzntf

A/rcA<?«/JO//7/SCAe Par//«/
Die Gleichstellung der Religionsgemein-

schatten (kirchenpolitische Parität) sowie
ihrer Angehörigen ohne Rücksicht auf das

religiöse Bekenntnis (staatsrechtliche Pari-
tät) tangiert ebenfalls die Kompetenz der
Kantone.

Der Paritätsgrundsatz scheint Hafner
nur dann «vertretbar zu sein, wenn die
öffentlich-rechtliche Anerkennung grund-
sätzlich allen Religionsgemeinschaften mit
einer gewissen Bedeutung im entsprechen-
den Kanton offensteht und keiner von ihnen
aus religiösen Gründen verweigert wird»
(197). Die heutige Rechtslage widerspricht
dieser strikten Interpretation des Paritäts-
grundsatzes und dürfte dann wieder zu Dis-
kussionen Anlass geben, wenn bis anhin nur
kleine Religionsgemeinschaften (zum Bei-
spiel Muslime) an Bedeutung gewinnen und
nach Gleichbehandlung verlangen (198). ^

c. //e/Zg/öve To/erarnz

Das Toleranzgebot weist den Staat an,
zwischen den divergierenden Ansprüchen
und Interessen der religiösen Gruppen und
Gemeinschaften einen Ausgleich herbeizu-
führen, der allen Beteiligten entspricht.

Das Bundesgericht gibt 1982 zu beden-
ken, dass man in jenen Ländern, in denen die
Kultusfreiheit gewährleistet ist, von allen Re-

ligionsgemeinschaften ein gewisses Mass an
gegenseitiger Toleranz verlangen darf. Haf-
ner meint, dass diese Toleranz «in gleichem

- Diese institutionelle Einheit von Staat und
Kirche gehört immer noch zu den Vorstellungen
des Lefebvre-Nachfolgers Franz Schmidberger,
der von der «ungerechten Verweltlichung des ka-
tholischen Staates» spricht. Vgl. Interview mit der
Zeitschrift «Trenta Giorni», deutsch nach: WB
vom 20. Juli 1991, Seite 11.

3 P. Karlen, Das Grundrecht der Religions-
freiheit in der Schweiz, Zürich 1988, 174-181.

* In bezug auf den Islam sei ergänzt, dass hier
die Idee des modernen Staates bisher nicht entfal-
tet worden ist. «Ein islamischer Beitrag zur Ver-

söhnung des Islams mit der Moderne müsste von
einer islamischen Anerkennung von Säkularität,
Rationalität und Toleranz gegenüber Andersden-
kenden als Prinzipien des modernen demokrati-
sehen Lebens begleitet sein.» Bassam Tibi (aus
Damaskus stammender Muslim und Wissen-
schaftler), Fundamentalismus - die hausgemachte
Krise, in: Tagesanzeiger vom 17. Juli 1991, Seite 2.

Ebenfalls bedenkenswert ist hier die Meinung
des islamischen Rechtsgelehrten A. An-Naiim:
Die Grundvoraussetzung des Prinzips der Gegen-
seitigkeit (vgl. auch Goldene Regel des Evangeli-
ums, Mt 7,12), «das von allen grossen religiösen
Traditionen einschliesslich des Islams vertreten
wird, besagt, dass eine Person andere in der Weise
behandeln sollte, wie er oder sie wünscht, von
ihnen behandelt zu werden. Im muslimischen
Kontext bedeutet dieses Prinzip, dass, wenn mus-
limische Männer für sich die Menschenrechte be-

anspruchen, sie dieselben Rechte auch Frauen
und Nicht-Muslimen zugestehen sollten.» Koran,
Schari'a und Menschenrechte: Grundlagen, Defi-
zite und zukünftige Perspektiven, in: Concilium
26(1990) 129-134, 133.

Der moderne Staat - so der deutsche Bundes-
Verfassungsrichter und Professor E.-W. Böcken-
forde - lebt von Voraussetzungen (wie Freiheit,
Gleichheit, Teilhabe, kurz der Anerkennung der
Grund- und Menschenrechte), die er selber nicht
begründen kann. Deshalb ist er angewiesen auf die
integrierende wertbegründende, durchaus kriti-
sehe Funktion verschiedener gesellschaftlicher
Gruppierungen und auch der Religionen. Vgl. E.-
W. Böckenförde, Religionsfreiheit. Die Kirche in
der modernen Welt, Freiburg i.Br. 1990, 167.

Wie kann diese Funktion von einer Religion
geleistet werden, die selber diese modernen Werte
noch nicht anerkannt hat? Diese und ähnliche
Fragen müssen erörtert werden, bevor der Pari-
tätsgrundsatz als wohl älteste Schicht des Schwei-
zerischen Staatskirchenrechts verwendet wird als
Grund für die öffentlich-rechtliche Anerkennung
einer Religion durch den modernen Staat. Dieses

komplexe Thema deutet Hafner innerhalb des Pa-

ritätsgrundsatzes an.
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Masse auch von Atheisten und Freidenkern
zu erwarten» sei, was das Bundesgericht im
«Kruzifix-Urteil» vom 26. September 1990

zu wenig beachtet habe (200, Anm. 94).

B. Religionsfreiheit als subjektives
Individualrecht
Die individualistische Konzeption der

Religionsfreiheit in der Bundesverfassung
zeigt sich schon in der Botschaft des Bundes-
rates vom 4. Juli 1873: «Er (der Bund) vertei-
digt keine Konfession und keine Kirche; er
verteidigt lediglich das Individuum, indem
er diesem die Respektierung seines Glaubens
und die Freiheit seines Gewissens sichert»
(200, Anm. 95). Die Erweiterung der Reli-
gionsfreiheit in Richtung eines kollektiven
Grundrechts wird durch die Praxis der euro-
päischen Instanzen in Strassburg vorange-
trieben, die für die Schweiz verbindlich sind.
Hafner meint aber, dass von einer eigentli-
chen kollektiven Religionsfreiheit mit einem
über die individuellen religiösen Freiheits-
rechte hinausreichenden Schutzbereich noch
nicht gesprochen werden kann (202).

Auch die Bundesgerichtspraxis gewähr-
leistet die Kultusfreiheit nur als Individual-
recht. Daraus folgt: Mischt sich ein Kanton
in die Angelegenheiten einer Religionsge-
meinschaft ein, so kann diese sich nur auf die
ihr im kantonalen Recht zugestandene Auto-
nomie und nicht auf die Kultusfreiheit beru-
fen. Dies zeigt, so Hafner, dass im schweize-

rischen Recht zurzeit weder die das Selbst-
Verständnis der Religionsgemeinschaft re-
spektierende kollektive Religionsfreiheit
noch die Neutralität des Staates in religiösen
Fragen vollumfänglich verwirklicht sind
(204). Damit wird deutlich, welche Bedeu-

tung der Autonomie der Religion bzw. der
kollektiven Religionsfreiheit zukommt, wel-
che das kantonale Recht gewährt.

2. Das kantonale Recht
o. D/e /tfiw/orafl/e kfe//ossM/tg

Die kantonale Verfassung, in Luzern als

Staatsverfassung bezeichnet, enthält keinen
eigenen Abschnitt über das Verhältnis des

Staates zu den Religionsgemeinschaften. Die
wichtigsten Bestimmungen finden sich im
Abschnitt über die Gemeinden. Auffällig ist,
dass cf/e /«zernAc/te K/Vc/ige/we/Hcfe eine ver-
fassungsrechtliche Verankerung besitzt und
damit unabhängig von der Existenz der Lan-
deskirche gesichert ist. Die Staatsverfassung
sieht als notwendiges Organ der Kirchge-
meinde einen Kirchenrat vor, der von den

Stimmberechtigten der Kirchgemeinde zu
wählen ist (§ 91 Absatz 2).

§ 92 sieht die Mög/ZcMe/l ûfer Sc/tö/7w«g
/ra«to«o/er A"/rc/!e«ver/öS5M«ge« vor, ohne
diese inhaltlich zu bestimmen. Die durch die

Konfessionsangehörigen beschlossene Kir-
chenverfassung hat der Grosse Rat zu geneh-

migen, wenn sie dem eidgenössischen und
kantonalen Recht nicht widerspricht. Der
damit verbundene Vorrang des kantonalen
Rechts bedeutet, dass die den Luzerner Lan-
deskirchen zustehende Autonomie letztlich
stets eine durch kantonale Gesetzgebung be-

stimmte und begrenzte Autonomie darstellt
und dass das kantonale Recht dem synoda-
len Recht vorgeht.

& Dax R7rcAenve/'/ß5xw«g5gesetz (XHG)
§ 92 der Staatsverfassung sieht den Erlass

eines Gesetzes vor, welches das Nähere re-

gelt. Während die Staatsverfassung dies of-
fen lässt, bestimmt das KVG, dass die auf-

grund der Kirchenverfassung geschaffenen
Körperschaften juristische Personen des

kantonalen Rechts sind. Die öffentlich-
rechtliche Anerkennung, die die römisch-
katholische und die evangelisch-reformierte
Körperschaft der Konfessionsangehörigen
betrifft, hat nicht für beide Konfessionen die

gleiche Bedeutung. Während die evange-
lisch-reformierte Kirchenverfassung auch
kirchlicherseits als Verfassung der Kirche
verstanden wird, trifft dies auf die Verfas-

sung der römisch-katholischen Landeskir-
che nicht zu. Sie ist vielmehr das Organisa-
tionsstatut einer nicht in die kirchliche Orga-
nisation (Pfarrei, Bistum, Gesamtkirche)
eingegliederten «staatlichen Körperschaft»
(303), die gemäss dem Zweckartikel ihrer
«Kirchen»verfassung «für die religiöse Be-

treuung der Katholiken im Kanton Luzern
durch die römisch-katholische Kirche zu sor-

gen» hat. Damit kann von der öffentlich-
rechtlichen Anerkennung der eigentlichen
römisch-katholischen Kirche - nach Hafner
- nur «kraft Gewohnheitsrecht» oder von
einer «mittelbaren Anerkennung» (218) ge-
sprachen werden.

Die weitgehende Autonomie der Luzer-

ner Landeskirchen zeigt sich bezüglich der

Mitgliedschaft. Nur der Wohnsitz im Kan-
ton Luzern wird durch das KVG vorgegeben.
In bezug auf die zweite Voraussetzung, die

Konfessionszugehörigkeit, hegt es an den

Landeskirchen selbst, diese näher zu bestim-
men. Abgesehen von der Möglichkeit des

Austritts aus der Landeskirche, was durch
Bundesrecht gewährleistet ist, gehört die

Mitgliedschaft nach dem Verständnis der
römisch-katholischen und neuerdings auch
der reformierten Kirchen zu den innerkirch-
liehen Belangen (223). Während die primär
reformierten Kantone früher die Mitglied-
schaft im staatlichen Kirchengesetz regel-

ten', verweisen die neueren Kirchengesetze
dieser Kantone bezüglich der Kirchenzuge-
hörigkeit auf die kirchliche Ordnung.

Es bleibt aber weiterhin zu wünschen,
dass der innerkirchliche Autonomiebereich
noch zu erweitern ist und so unter allen Um-
ständen vermieden wird, dass der Staat Ge-

genstände selber regelt, die gemäss kirchli-
chem Selbstverständnis zu den innerkirchli-
chen Belangen gehören. Als zwingende Or-
ganisationsvorschriften schreibt das KVG
den Landeskirchen zum Beispiel in § 2 eine
demokratisch-rechtliche Struktur vor:

- Kirchgemeinde mit gewähltem Kir-
chenrat,

- Synode mit Synodalrat auf kantonaler
Ebene,

- Gewährung des Rechts auf Referendum
und Initiative.

Auf den damit verbundenen Wider-
spruch zwischen demokratisch-staatlichem
und kirchlichem Recht der römisch-katho-
lischen Kirche wird weiter unten ausführli-
eher eingegangen. Es ist jene Frage, die beim
Entstehen der römisch-katholischen Lan-
deskirche Luzern am meisten zu Diskussio-
nen Anlass gab und die auch für die Weiter-
entwicklung des kantonalen Staatskirchen-
rechts in der Schweiz von grosser Bedeutung
sein wird. Hier sei nur die Einsitznahme des

Pfarrers im Kirchgemeinderat von Amtes
wegen erwähnt, der diesen Widerspruch mil-
dem soll. Auf die in einem Dekanat disku-
tierte Frage, ob auch Pastoralassistenten und
-assistentinnen, die gemäss c. 145 CIC 1983

Inhaber von kirchlichen Ämtern sind, amtli-
chen Einsitz in die entsprechenden staatskir-
chenrechtlichen Organe nehmen können,
geht Hafner nicht ein. Es wäre aber - so Haf-
ner - rechtlich durchaus möglich, dass die

Verfassung der römisch-katholischen Lan-
deskirche für einzelne Beschlüsse die Zu-
Stimmung kirchlicher Behörden vorsehen
würde. Eine solche Selbstbeschränkung der
staatskirchenrechtlichen Organe kennt zum
Beispiel die Gesetzgebung des Kantons St.

Gallen. «Möglicherweise zeigt sie, auf wel-
che Weise künftig die römisch-katholischen
Landeskirchen und Kirchgemeinden noch
vermehrt Mitwirkungsmöglichkeiten in in-
nerkirchlichen Fragen erhalten könnten,

' Vgl. zum Beispiel § 4 Absatz 1 des zürcheri-
sehen Gesetzes über das katholische Kirchenwesen

vom 7. Juli 1963, in welchem die katholische Lan-
deskirche bezüglich Mitgliedschaft ausdrücklich
an «die kirchliche Ordnung der römisch-katho-
lischen Konfession», wie Hafner darstellt (223),
also mithin an das katholische Kirchenrecht ge-
bunden wird, allerdings unter Einräumung der

Austrittsmöglichkeit. Damit scheitert die Initia-
tive der ökumenischen Frauenbewegung Zürich,
die eine staatskirchenrechtliche Doppelmitglied-
schaft anstrebt, auf dieser Ebene, da dieses kanto-
nale Gesetz sich an die kirchliche Ordnung der
römisch-katholischen Konfession bezüglich Mit-
gliedschaft bindet. Mein diesbezügliches Gutach-
ten, das aufzeigt, dass Konzil (Vat. II) und CIC
1983 eine solche Doppelmitgliedschaft ausschlies-

sen, wird also von diesem Gesetz gestützt (SKZ 160

[1992] Nr. 3, S.34f.).
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P/us f/ö/ner
A/s M«se?-e TVeM/'aAt-saMsgaAe ?«/? t/e«

«Get/anAe« mwc/ A«?-egö«ge« zm?« ILfe/?-

/rtecfe«s?ag» vow P/ws //a/her scAo«

ePacA/ert/g wa?; »7 c/eren ffet/asse?" am 2<5.

PezetwAe?' ««erwarte? gertor&e«: /«r a//e,

cfe /An Aa««?e«, M«/ass//cA. Pesp?-ocAe«
w«<7 veremôar? Aa/?e« w?> t/Zese« ße/?rag /«
e/«e«? /ä«^ere« Gesp?VcA, /« c/em w?r ««5

zm?« e?«e« /rag?e«, w/e es «acA </e«7 TTa//-

y'aAr ?«/? t/er öAM?we«/scAe« 7?ewegM«g/ör
Ge?"ecA?/gAe/?, Prtee/e« m«g/ c//e PewaA-

rttwg c?er ScAöp/MMg we//e?-geAe« Aö««?e,
M«t/ zm«? a«c?er« w«se?-e P?/aA?-M«ge« ?«/?

Ara«Ae« P/«cfer« aMS?a?rscA?e«. P/eses

Gesp?tfcA /s? /wr P/??s //a/«er, w?e /cA /A«

Aerö///cA M«t/ ?«e«scA//cA er/aAre« AaAe,

Aeze/cA«e«?/; «P/n LeAe« //PPrtet/e« m«<7

Ge?-ecA?/gAe/?», w/e <7/e A«zer«er Ze/?M«g
?/?e/?e, ö«£? zög/e/cA e?« PeAe« /är se/ne
Pa?«///e ?«/? v/er A/e/wen Ä7«c/er«. So rtss
se/« Fo<7 e/« 7Ve?z per5ö«//cAer m«<7 Ae-

r??///cAer ßez?eAM«ge« ««<7 A/«?e?7äss?

scAtwettzewcfe WM«c/eM voraA /« se/ne?'

Pa?w///e M«t/spö?'Aa?'ePwcAe« /« e/e?" soz/a/-
e?A/scAe« A/?rA//cAe« zlrAe/?.

A?w M«m/??e/Aart?e« w/r<i t/Zese PöcAe

cf/eA'af/ora/tofflffliss/on /HS?/?/ae?PaxzM

sp/Pe« AeAo?«?we«, e?/e - 7P<5£ a/s S??//a«g
gegrt/«û?e?, 797.3 a/s Aomrai'ssw/i c/er

ScA we/zer 7?/scAo/sAo«/e?-e«z «ew s??-mA?m-

r/er? - e/ge«?//cA e?'s? se/? 7930, a/s t//e
P/scAo/sAo«/e?-e«z </e« t/a?«a/s «Pe/ss/g-

y'äAr/gen P/rts/e« ««<7 ///s?or/Aer P/ms

//a/ner zm /Are?« SeAre/är gewäA/? Aa??e,

Ao?«pe?e«? M«t/ e//?z/e«/ z?? arAe/?e« Ae-

ga««. Po« se/ne?' AnsA/A/ang Aer - 7973

P/ze«?/a? t/er PecA?sw/ssenscAa/?e« ??«c/

7979 a/s Ass/s/en? /?« PacAAere/cA P/r-
cAe«- nnt/ S?aa?^A/rcAe«recA? L/ze«?/a?

t/er GescA/cA?sw/sse«scAa/?en - Aä??es/cA

/ör /A« e/ge«?//cA e/«e aAat/e?«/scAe La«/-
AaA« aa/get/ra«g?. PraAer wäA/?et/e« Bfeg

t/er Praxw: t/er Prax/s e/«er t/e?« Pvange-
//«m ve?p///cA?e?en öAö?nen/scAen Soz/a/-
e?A/A, w/e //ans-7?a/z Pe?er, t/er Pe/?er <7es

7«s?/?m?s /«r Soz/a/e?A/A c/es ScAwe/zer/-
scAen Pvange/ZscAen P?>cAenAw«?/es a«er-
Ae««?. Pen« «SeAre?är» vo« J«.s?/?/a e?

Pax Aet/e«?e?e «/cA? A/oss, t/er Po?«?m/s-

s/o« ??«t/ /Are« zaA/re/cAe« ZlrAeZ/sgrup-

pe« t//e 7«/ras?rttA?«r Aere/?zws?e//e«, es
Aet/e?<?e?e a??cA, a//e« soz/a/e?A/scA Ae-

t/e«?sa?ne« Gege«war?s/rage« «acAzwge-
Ae«, s/e a«/zMgre?/e« M«t/ /« Sfe//??«g«aA-

«?e«, PrA/ärttnge« rt«t/ Aèrô//è«?//cAMMge«

Z«r SpracAe z?? Ar/«ge«. zl/s er/aAre«es
M/?g//et/ t/er Po?«?«/ss/o« Aes?ä?/g?e t/er
/es«// /ose/ Prt/A/«, t/ass P/ms 7Za/«er a«
a//e« /Are« ^fero/7e«?//cAw«ge« ?wassgeA//cA

Ae?e/A'g? war M«t/ «/cA? we«/ge a/s SacA-

AearAe/?er vo//M«?/ä«g//cA Ae?rew? Aa??e.

PaAe/ war/A?« e/«egM?eZ«sa?w?«e«ar-
Ae/? «/cA? «ar /««erAa/A t/er Pom??z/ss/o«

e/« zl«//ege«, er sacA?e w«t/ /a«t7 awcA

I/fege t/er Zasa????«e«arAe/? w/? t/e« soz/a/-
e?A/scAe« PAeore?/Aer« ??«t/ PraA?/Aer«
t/er a«t/ere« P/rcAe«, «a/we«?//cA t/e?« /«-
s?/?m? /ör Soz/a/e?A/A, gaA es ?«/? t/er Ze?7

t/ocA praA?/scA Ae/«e Präge, t//e vo?« 7«s?/-

?m?/ör Soz/a/e?A/A ot/er a«t/ere« Gre«?/e«
t/es P/rcAe«At?«t/es M«t/ /Ms?/?/a e? Pax
«/cA? e«?wet/er ge?we/«sa?« ot/er t/ocA /«

gege«se/?/ge?-y4 As?/?«?WMng M«t/ Poort//«a-
?/o« ai?/gegr?//e« M«t/ AearAe/?e? wort/e«
wäre.

Se/« P/«sa?z AescArä«A?e s/cA /«t/es
«/cA? a??/ A/rcA//cAe Pre/se. Pass er awcA

a/s S?aa?sAörger PAert/MrcAscA«/??//cAes

zt? /e/s?e« Aere/? war, Aew/es er ?«/? se/«er
?«/A'?är/scAe« Pa??/AaA«; a/s Pörger t?«t/

CAr/s? waA?« erse/«ezlM/gaAe a/sP/«Ae/?s-
Ao«;?want/a«? eAe«so er«s? w/ese/«e« P/«-
sa/z /ör e/ne scAwe/zer/scAe S/cAerAe/?s-

und Pr/et/e«spo//?/A. So p//eg?e er Ar/?/-
scAe ö«t/ Ao«s?rwA?/ve Pez/eAM«ge« omcA

zwr «/cA?A/rcA//cAe« Pr/et/e«sAewegM«g,
w/e er es öAerAaöp? vers?a«t/, a??cA /«

n/cA?A/rcA//cAe« Pre/se« <//e A/rcA//eAe«

Mo»?e«?et/erzl«//ege« vo« GerecA?/gAe/?,

Pr/et/e« M«t/ PewaAr««g t/er ScAöp/w«g
vers?ä«t///cA e/«zöAr/«ge«. So s?a«t/ er o/?

g/e/cAsa?w a/s Aèr?«/??/er zw/scAe« P/rcAe
M«t/ PAfe/?t/a, o/?ge«MgaMcA Ar/?/s/er?, e/n-
?«a/ vo« t/er e/we« ««t/ t/a«« w/et/er vo«
t/er a«t/ere« Se/?e. TP/er p//eg?e er t//e Pra-
x/s t/es e«?scA/et/e«e« S?a«t/Aa/?e«s /« t/er
SacAe w/e t/es get/«/t//ge« GespräcAs. Pe?«
Zw/scAe« - zw/scAe« P/rcAe ??«t/ S?aa?,

zw/scAe« Pva«ge/Az?« M«t/ Po//?/A - ga/?

woA/ aacA se/« ?/e/s?es /«/eresse, t/as ?'A«

?'?«?Ker w/et/er om/ se/«e« a«/ä«g//cAe«
aAat/e?w/scAe« I%g /öAr?e. fP/e s/cAer er
s/cA a«/ t/z'ese?« fTfeg Aeweg?e, Aewe/s?

se/«e ers? we«/ge Mona/e a/?e P/sser?a?/o«
öAer P/rcAe wnt/ S?aa? /?« Pa«?o« Aizzer«,
t//e /« t//esen Spa/?e« e/«geAe«t/ t/arges?e//?
w/rt/. PAe?«a?/scA ergä«z? w/rt/ t//ese Par-
s?e//w«g t/er Pwzer«er PferAä/?«/sse t/arcA
t/e« /e?z?en grösse?'e« /ör m«s gescAr/eAe-

«e« Pe/?rag vo« P/ms 7P?/«er se/Aer öAer
t//e Per«er VferAä/?n/sse. GescA/cA?//cAe«

M«t/recA/A'cAe« /^rAä/?«/sse« «äAer/es/cA
P?Ms7/a/«er?«/?se/«e?« AöA/ew Pop/ M«t/

g/e/cAze/?/g «aA?« ert/ar/« ?«/? se/«e?« war-
«;e« 7/erze« t/e« AonAre?e« MewscAe«
waAr. /Afe«« t/as «/cA? e/n Ker?«äcA?«/s/s/7

Po// Pfe/Ae/

nämlich unter Verzicht auf ein endgültiges
Entscheidungsrecht» (231, Anm. 173). Laien
können auch nach kirchlichem Recht als

Mitglieder des Vermögensverwaltungsrates
berufen werden (c. 1279 § 1), den jede kirchli-
che juristische Person haben muss (c. 1280)

(vgl. 313, Anm. 68).

3. Das Verhältnis von staatskirchlichem
und kirchlichem Recht
Der Dualismus zwischen kirchlicher und

staatskirchlicher Ordnung stellt geradezu
ein Strukturmerkmal des schweizerischen
Staatskirchenrechts dar (Pfarrei - Kirchge-
meinde; Landeskirche - Bistum). Dieses Sy-
stem ist nicht auf ein Gegeneinander, son-
dern ein Zusammenwirken beider Teile ange-
wiesen.

Es ist der Dissertation Hafners anzurech-

nen, dass hier Ansätze zu einer Entschär-
fung dieser Frage gesucht werden und damit
ein entscheidender Beitrag zum Schweizer
Staatskirchenrecht geleistet wird.

Gemäss § 5 Absatz 2 der römisch-katho-
lischen Kirchenverfassung des Kantons Lu-
zern anerkennen in innerkirchlichen Belan-

gen Landeskirche und Kirchgemeinden die
Lehre und Rechtsordnung der römisch-
katholischen Kirche. Hafner meint, diese

Anerkennung impliziere auch, «dass der

Umfang der innerkirchlichen Belange nach
dem Kirchenrecht und nicht nach dem Recht
der Landeskirche oder der Kirchgemeinden
zu bestimmen ist» (301). Ansonsten könnte
die grundsätzliche Anerkennung des Kir-
chenrechts für die innerkirchlichen Belange

durch willkürliche Definition des inner-
kirchlichen Bereichs vollständig relativiert
werden. Deshalb widersprechen Synodalge-
setze, Synodalverordnungen und Kirchge-
meindebeschlüsse, die nach Lehre und
Rechtsordnung der römisch-katholischen
Kirche in den innerkirchlichen Bereich ein-
greifen, § 5 Absatz 2 der Verfassung der Lu-
zerner Landeskirche. Gemäss Hafner sind
deshalb auch «andere Bestimmungen der
Luzerner Kirchenverfassung sowie des übri-
gen landeskirchlichen Rechts stets möglichst
kirchenrechtskonform zu interpretieren.
Dies ist insbesondere bei der Auslegung der
Bestimmungen der Kirchenverfassung über
die Aufgaben der Landeskirche und der
Kirchgemeinden... zu beachten, die von ver-
schiedenen Autoren als dem Kirchenrecht
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widersprechend beurteilt wurden, unseres
Erachtens aber kirchenrechtskonform aus-

gelegt werden können» (301-302).
Hafner räumt ein, dass einige Bezeich-

nungen («Landeskirche», «Verfassung» der

Landeskirche, «Synode» 308-310) aus kir-
chenrechtlicher Sicht problematisch sind.
Sie könnten im Rahmen einer Totalrevision
durch weniger missverständliche und dem
römisch-katholischen Kirchenverständnis
besser Rechnung tragende Bezeichnungen
ersetzt werden. Denn Hafner ist der Ansicht,
dass die Kritiker der umstrittenen Begriff-
lichkeit den Schluss zogen, diese neue Orga-
nisation mit der Bezeichnung «Landeskir-
che» beanspruche die römisch-katholische
Kirche des Kantons zu verkörpern (312). Da-
mit hatten sie aber § 5 Absatz 2 der «Kir-
chenverfassung» zu wenig im Blickfeld, wel-
che die Landeskirche zur Anerkennung der
kirchlichen Lehre und Rechtsordnung ver-

pflichtet.

4. Das vergessene Argument
Ein entscheidendes Argument scheint

mir in der wissenschaftlichen Diskussion um
die römisch-katholische «Landeskirche» -
nicht nur bei Hafner - zu fehlen. Die
römisch-katholische Kirche hat in ihrem
letzten Konzil, Vatikanum II, in der Erklä-
rung über die Religionsfreiheit «Dignitatis
humanae» der im staatlichen Recht garan-
tierten Religionsfreiheit zugestimmt. Das

Prinzip der Religionsfreiheit ist damit in der
staatlichen Rechtsordnung verwurzelt und
ungeachtet wechselnder politischer Konstel-
lationen auf Dauer angelegt. Damit ist die
institutionelle Eigenständigkeit der Kirche
garantiert. ^

Wie oben dargestellt, gewährleistet die

Bundesverfassung aber nur eine individuali-
stische Konzeption der Religionsfreiheit.
Die Erweiterung in Richtung eines kollekti-
ven Grundrechts kann also zum jetzigen
Zeitpunkt nur auf der Ebene des kantonalen
Rechts gewährt werden.

Gerade diese soziale Dimension der Reli-

gionsfreiheit hat Papst Johannes Paul II. im-
mer wieder hervorgehoben, wie folgendes
Zitat belegt: «Als ich mich am 1. September
1980 an die Staatsoberhäupter wandte, die
die (Schlussakte von Helsinki) unterzeich-
net haben, wollte ich unter anderem beto-

nen, dass die authentische Religionsfreiheit
fordert, dass auch die Rechte, die sich aus der

sozialen und öffentlichen Dimension des

Glaubensbekenntnisses und der Zugehörig-
keit zu einer entfalteten religiösen Gemein-
schaft herleiten, garantiert werden.

Hierzu habe ich in einer Ansprache vor
der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen der Überzeugung Ausdruck gegeben,
dass (gerade die Achtung vor der Personen-
würde zu fordern scheine, dass auch die In-

stitutionen, die von ihrem Wesen her dem re-

ligiösen Leben dienen, mitbeteiligt werden,
wenn der gerechte Umfang der Ausübung
von Religionsfreiheit im Blick auf nationale
Gesetze oder internationale Konventionen
erörtert oder beschlossen wird) .»'

Die in dieser Ansprache vertretene These,
dass die Religionsfreiheit der Grundstein des

Gebäudes der Menschenrechte und damit
Bedingung für ein friedliches Zusammenle-
ben der Völker ist, zeigt die Bedeutung, die
das Lehramt der Religionsfreiheit beimisst.
Es ist deshalb nicht gering zu schätzen, wenn
ein Kanton auf weite Strecken die «authenti-
sehe Religionsfreiheit» gewährleistet, das

heisst neben der individuellen auch die so-
ziale, öffentliche Dimension der Religions-
freiheit, eingeschlossen die Institution, die
dem religiösen Leben dient, miteinbezieht.

Bei aller berechtigten Kontroverse um die
kirchenrechtlich nicht immer glücklich ge-
wählten Begriffe und die noch offenen Fra-

gen darf diese Verankerung der Religions-
freiheit im staatlichen Recht nicht übersehen
werden. Hafner kommt das Verdienst zu,
diese unterschiedliche Gewährung der Reli-

gionsfreiheit in der Bundesverfassung und
im kantonalen Recht aufgezeigt zu haben.

Danach wird die «authentische Religions-
freiheit» in der Schweiz erst im Zusammen

von Bundesrecht und kantonalem Recht

gewährt. Unter diesem Vorzeichen ist
die römisch-katholische «Verfassung» der
«Landeskirche» Luzern differenzierter zu
beurteilen. Eine pauschale Verurteilung wird
unter Berücksichtigung der Religionsfrei-
heit, die vom Lehramt als hoher Wert einge-
stuft wird, auch von katholischer Seite nicht

mehr so leicht möglich sein. Dass dabei eine

typisch schweizerische föderalistische Lö-

sung angestrebt wurde, könnte als struktu-
relie Inkulturation (321) gewertet werden, die

zum ökumenischen Dialog in der Schweiz

nicht wenig beigetragen hat. Hafner hat auf-
gezeigt, dass diese Inkulturation weit in
die Geschichte zurückreichende Elemente
kennt. So wurden die Kirchgemeinden nicht
einfach vom Staat geschaffen, sondern ha-
ben in den mittelalterlichen Kirchgenossen-
schaffen ihre Vorläufer (321). Die heutige
Sprache erinnert daran mit dem Begriff
«kirchgenössig».

Ein hoher Organisationsgrad der Kir-
chen entspricht unserer modernen Kommu-
nikationsgesellschaft. Denn - so die These

Franz-Xaver Kaufmanns - «ohne das orga-
nisatorische Substrat der (Grosskirchen>

[wäre] die gesellschaftliche Repräsentanz
des Christentums wesentlich marginaler...,
als sie heute ist» (177). Adria« Lore/an

Der F/teo/oge und Xenon/V Adrian Loreton
/s/ Assistent int fitc/tôere/c/t Kirc/tenrec/tf der
77teo/og/sc7te/7 Fate/tot Lt/jern ttnd Le/tröeatt/-
tragter/tir F/yc/iearec/ü an i/tretn Fatec/tetisc/ten
/nst/titt

® Vgl. Peter Karlen, Das Grundrecht der Reli-
gionsfreiheit in der Schweiz (Zürcher Studien zum
öffentlichen Recht 73), Zürich 1988; Nikolaus
Blum, Die Gedanken-, Gewissens- und Religions-
freiheit nach Art. 9 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (Staatskirchenrechtliche Ab-
handlungen, Bd. 19), Berlin 1990.

^ Botschaft von Papst Johannes Paul II. zur
Feier des Weltfriedentages am 1. Jänner 1988 über
Religionsfreiheit, in: SKZ 155 (1987) 810-814, 812,

und in: OeAfKR 37 (1987-1988) 335-342, 338.

Staat, Kirche und Politik im Kanton Bern

Nachdem Volk und Stände am 2. März
1980 die Initiative für eine vollständige Tren-

nung von Kirche und Staat mit grossem
Mehr verwor fen hatten, verschwanden in der

Schweiz staatskirchenrechtliche Fragen für
einige Zeit weitgehend aus der politischen
Diskussion. Nun sind sie in den letzten Jah-

ren erneut aufgetaucht, allerdings (noch)
nicht auf Bundesebene, wohl aber in einzel-

nen Kantonen, vorab in den beiden bevölke-

rungsreichsten, Zürich und Bern. Im Ver-

gleich zur politischen Diskussion gegen
Ende der siebziger Jahre fällt auf, dass es

heute weniger die linken Parteien sind, in de-

nen die Trennungsbegehren auf Widerhall
stossen. Vielmehr werden sie in erster Linie

aus dem Kreise der Parteien rechts von der

Mitte bis hin zum rechten Rand unterstützt,
wie dies insbesondere die Diskussion im Zür-

eher Kantonsrat anfangs November zeigte,
als eine Einzelinitiative auf Trennung von
Kirche und Staat die notwendige Stimmen-
zahl zur «vorläufigen Unterstützung»' er-
hielt. Nicht wenigen dieser neuen Befürwor-
tern und Befürworterinnen einer Trennung
von Kirche und Staat scheint es dabei (zu-
mindest vorläufig noch) weniger um das kir-
chenpolitische System als solchem zu gehen,
als vielmehr um eine Unmutsäusserung ge-

genüber den ihres Erachtens einseitig politi-
sierenden Kirchen.

' Für eine solche «vorläufige Unterstützung»
einer Einzelinitiative bedarf es nach zürcheri-
schem Recht der Stimmen von 60 Mitgliedern des

Kantonsrates (von insgesamt 180). Sie hat zur
Folge, dass die Kantonsregierung nun eine Vorlage

zu dieser Frage ausarbeiten muss.
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Auch im Kanton Bern führte der Miss-

mut über ungelegene politische Stellungnah-
men der Kirchen den Grossrat Erwin Bischof
(ein Mitglied der Aktion «Kirche wohin?»)
bereits im Jahre 1987 zur Einreichung einer

Motion, welche vom Regierungsrat die Vor-
läge eines Berichts über das Verhältnis Kir-
che - Staat beziehungsweise Kirche - Politik
verlangte. Als Antwort auf diese Motion, die

vom Grossen Rat als Postulat überwiesen
worden war, legte die Berner Kirchendirek-
tion nun Ende Oktober den Bericht «Staat,
Kirche und Politik im Kanton Bern» vor. Er
stellt die von Redaktor Dr. Peter Bieler redi-
gierte, rund 60seitige Kurzfassung eines

über dreihundertseitigen Gesamtberichts
dar, der im Auftrag der Kirchendirektion
von einem Expertenteam verfasst wurdet
Entsprechend kann er als

ein umfassender Bericht in
konzentrierter Form
bezeichnet werden. Charakteristisch für

ihn ist, dass er die gleiche Frage des Verhält-
nisses zwischen Staat, Kirche und Politik aus
vier verschiedenen Blickrichtungen betrach-
tet:

/« e/'ne/n ens/e« 7e/Y setzt sich Professor
Peter Gilg, der frühere Mitleiter des For-
schungszentrums für schweizerische Politik
an der Universität Bern, mit den Kirchen
«im schweizerischen gesellschaftlich-
politischen Spannungsfeld» auseinander.
Dabei kommt er zum Schluss, dass sich dem
Forscher auf der Suche nach der Stellung
und Geltung von Kirchen und Christentum
in der heutigen Gesellschaft ein uneinheitli-
ches, ja zwiespältiges Bild darbiete. Zum
einen seien Staat und Kultur in vielfältiger
Weise durch das Christentum geprägt und
noch immer bezeichne sich die grosse Mehr-
heit der Bevölkerung als zu einer christlichen
Kirche zugehörig. Zum andern sei aber nur
eine Minderheit der Bevölkerung wirklich
kirchlich engagiert. In bezug auf kirchliche
Stellungnahmen zu politischen Fragen stellt
Gilg aufgrund eines umfangreichen Quellen-
Studiums^ eine eindeutige Intensivierung

2 Dieser Gesamtbericht wurde eben veröffent-
licht: Rudolf Dellsberger u. a., Kirche - Gewissen
des Staates? Gesamtbericht einer von der Direk-
tion des Kirchenwesens des Kt. Bern beauftragten
Expertengruppe über das Verhältnis von Kirche
und Politik, Verlag Stämpfli & Cie AG, Bern, 1991,
302 S. (Auf diese Veröffentlichung wird die SKZ
noch eigens zurückkommen. Anm. der Redak-
tion.)

3 Da Prof. Gilg auf der Suche nach Unterla-
gen mehrmals auch an die schweizerische Justitia
et Pax gelangte, konnte ich mich selber davon
überzeugen, welch umfangreiche Dokumentation
politischer Stellungnahmen der Kirchen er sich im
Verlauf seiner Arbeit für diesen Bericht aufbaute.

Fest der Darstellung des Herrn: Lk 2,22-40 '

1. Kontext und Aufbau
Der Textabschnitt bildet bis 2,39 nach

2,1-7.8-20.21 die Fortsetzung der Erzäh-

lungen um die Geburt Jesu im Rahmen
der lukanischen Vorgeschichten. Dabei
werden mehrere kurze Einheiten anein-

andergereiht. Den Erzählrahmen bietet
dafür die Darstellung Jesu im Tempel
und die Reinigung der Mutter (2,22-
24.39). Damit sind zwei das Geburtsge-
schehen deutende Episoden verbunden

(2,25-35.36-38); diese Interpretation ge-
schieht durch jeweils geistbegabte Men-
sehen (Simeon und Hanna).

Mit dem summarischen Hinweis auf
das Heranwachsen des Knaben (2,40)
wird die Erzählung der Vorgeschichten
abgeschlossen. Die Parallelstellung zu

1,80 zeigt diese Absicht des Evangelisten.

2. Aussage
Der vorgeschriebene Gang in den

Tempel wird ebenso wie zuvor der Hin-
weis auf die Beschneidung (2,21) sowie

die Erzählung der Geburt (2,7) mit dem

Wortfeld «sich erfüllen» verbunden
(2,22.27). Damit ist angedeutet, dass sich
das Geschehen in einem tieferen theolo-
gischen Rahmen abspielt. Mit der Prä-
sentation des Erstgeborenen ist an 2,7 an-
geknüpft. Eine tiefere theologische Deu-

tung des Zitats Ex 13,2.12 unterbleibt,
klingt aber wohl mit: Schon die Stellung
Jesu in seiner Familie verweist auf sein

Naheverhältnis zu Gott. So wie die Be-

schneidung Jesu, unterstreicht auch das

Reinigungsopfer die Einbindung Jesu in
den Kontext einer von der j üdischen Reli-

gion geprägten Familie.
Die Charakterisierung des Simeon

(2,25-27) ist von Aussagen bestimmt, die
ihn als gerechten Juden kennzeichnen.
Dabei fällt die Parallelsetzung von Mes-
siaserwartung und Rettung Israels (vgl.
dazu 2,30) auf. Treibende Kraft für die

Haltung dieses Mannes sowie für die wei-
tere Episode ist der Geist Gottes. Damit
erhält seine Rede besondere Verbindlich-
keit. Erneut (wie bereits 2,14.20 und spä-
ter öfters) ist Jesus Anlass für Gotteslob
(2,28, sodann 2,38). Das Gebet des Si-

meon verweist in hymnischer Sprache
auf die Stellung und Bedeutung Jesu

über den innerjüdischen Rahmen hinaus.
Er verkörpert jenes eschatologische Heil,
das Gott allen Menschen von Israel her
bereitet. Die nachfolgende Erläuterung
(2,34-35) reflektiert aus der rückblicken-
den Sicht des Verfassers den Kontrovers-

und Entscheidungscharakter von Person

und Sendung Jesu, verbunden mit einer

ebenfalls rückblickenden metaphori-
sehen Umschreibung, wie die Mutter den

Tod ihres Sohnes empfunden haben mag
(2,35b). Erneut stellt Lukas die Eltern
Jesu als Staunende dar (2,33, vgl.
2,19.50.51b). Während der Segen des Si-

meon beiden gilt, richtet sich sein deuten-
des Wort an die Mutter (2,34).

Der in direkter Rede wiedergegebe-

nen Deutung des Kindes durch Simeon

folgt eine zusammenfassend dargestellte
Episode. Hanna wird als Prophetin be-

zeichnet, die sich in ihrer Lebensführung
ausschliesslich auf Gott eingestellt hat

(2,37). Es ist denkbar, dass in dieser Be-

Schreibung das Ideal des urchristlichen
Witwenstandes (vgl. 1 Tim 5,3-16) mit-
klingt. In ihrer prophetischen Rede wird
der Erlösungscharakter des Wirkens
Jesu angesprochen (2,38b). Damit er-
fährt die Deutung des Simeon eine Präzi-
sierung. Das Heil Gottes in Jesus Chri-
stus (vgl. 2,11.30) steht in Beziehung zur
Rettung Israels und der Völker.

Auf die Ausleitungsnotiz (2,39) folgt
das die Vorgeschichten abschliessende

Summarium. 2,40a stimmt wörtlich mit
1,80 a überein. Aussage und Sprechgat-

tung begegnen in inhaltlich ähnlichen
alttestamentlichen Texten (Gen 17,20;

21,8.20; 25,27; Ri 13,24). Die 2,40b ge-
nannten Charakteristika weisen voraus
auf das Wirken Jesu. Seine Begnadung
wird 4,22 gerühmt werden; seine Weis-

heit kommt 2,41-52 zur Sprache. Anders
als 1,80 im Blick auf Johannes, ist im vor-
liegenden Text nicht von der Geistbega-
bung Jesu die Rede. Diese kann im An-
schluss an 3,20-21 erst 4,14, besonders

4,18-19 besprochen werden. Mit der sum-
manschen Notiz blickt der Verfasser
über die Anfänge Jesu hinaus und öffnet
die Perspektive auf das Wirken Jesu.

3. Bezüge zu den Lesungen
Die erste Lesung (Mal 3) verweist auf

das Kommen Gottes, um Gericht zu hal-
ten ; dies könnte in Verbindung zu Lk 2,34

gesetzt werden. Die zweite Lesung (Hebr
2) stellt Jesus als jenen dar, der den Nach-
kommen Abrahams das Heil bringt; hie-
rin ist eine Assoziation zu Lk 2,32b.38b
möglich. Bfr/te/- Ä/Vc/zscft/äger

' Vgl. dazu schon SKZ 158 (1990) 744-745.



KIR
CH

56 SKZ 4/1992

KIRCHE IN DER SCHWEIZ

seit den sechziger Jahren dieses Jahrhun-
derts fest, wobei er aber gleichzeitig deutlich
macht, dass es in der Schweiz schon früher
eine kirchliche Mitwirkung im politischen
Leben gab. Anhand einer Analyse kirchli-
eher Äusserungen zu Asyl- und Flüchtlings-
fragen sowie zur Energiefrage entkräftet er
den Vorwurf, die Kirchen trieben Parteipoli-
tik, indem er aufzeigt, «dass die Kirchen ihre
eigenen Begründungsquellen und Begrün-
dungsweisen haben, die in der Parteipolitik
nicht üblich sind. Trifft sich ihre Stellung-
nähme mit dieser oder jener Parteiparole, er-
weist das noch keine Parteigefolgschaft.»''

/zt7 zweiten 7e/7 zeichnet Rudolf Dellsper-
ger, Professor für Kirchengeschichte an der
Universität Bern, die Entwicklung des Ver-
hältnisses von Staat, Kirche und Politik in
Bern seit der Reformation nach, wobei er
insbesondere die 7nte//ere«z von Stooteö;/-

tfnng nnd /re/brnrte/'terj /UVcAenW/c/Mng

aufzeigt. In zutreffender Weise macht er
deutlich, dass es sich dabei nicht um einen

spezifisch reformierten oder gar bernischen
Sachverhalt handelt. Vielmehr gelte er «in
abgewandelter Form auch für die katholi-
sehen Orte und deren kirchliche Reformbe-
wegung».® Aufgrund der Einheit von Chri-
stengemeinde und Bürgergemeinde im Zeit-
alter der Reformation trifft er aber für die
reformierten Orte und ihre Kirchen beson-
ders umfassend zu.

Der drifte 7e;7 aus der Feder von Pfarrer
Walter Stähelin, dem langjährigen Vorsteher
des römisch-katholischen Dekanates der
Stadt Bern, beleuchtet das Verhältnis von
Kirche, Staat und Politik aus theologischer
Sicht. Dabei spricht sich Stähelin klar dafür
aus, dass die Kirche ihren Verkündigungs-
auftrag nicht glaubhaft erfüllen kann,
«wenn sie nicht auch für die Beachtung der
Menschenwürde und Menschenrechte ein-
tritt und bei deren Missachtung die Stimme
erhebt».® In bezug auf das institutionelle
Verhältnis zwischen Staat und Kirche meint
er, die Kirche dürfte vom Staat einen genü-
genden Freiraum und wenn immer möglich
partnerschaftliche Zusammenarbeit erwar-
ten. Die Anerkennung der grossen Kirchen
als Landeskirchen und Körperschaften des

öffentlichen Rechts fördere diese Zusam-
menarbeit, doch dürften die Kirchen in die-
ser Rechtsstellung keine Privilegien oder
Rechtsvorteile suchen oder akzeptieren, «die
ihrer Lauterkeit und Leuchtkraft ihres Zeug-
nisses Abbruch tun»ü

Staat und Kirche in ihren
Rechtsbeziehlingen
Weitgehend eine Apologie der bestehen-

den Rechtsbeziehungen zwischen Staat und
Kirche im Kanton Bern stellt der teilweise
noch vom verstorbenen Basler Kirchenrecht-

1er Johannes Georg Fuchs verfasste, zum

grösseren Teil aber von dessen ehemaligem
Assistenten Dr. Felix Hafner verantwortete
rechtliche Teil des Berichts dar. Nach einem
eher knappen Hinweis auf die geschichtliche
Entwicklung der Beziehungen zwischen
Staat und Kirche in der Schweiz folgt eine
ebenfalls kurze Übersicht über die heutige
Ausgestaltung des Verhältnisses von Staat
und Kirche auf Bundesebene und in den

Kantonen, wobei zu Recht hervorgehoben
wird, dass die ursprüngliche Haupt- und
spätere Mehrheitskonfession auf das jewei-
lige kantonale Staatskirchenrecht prägend
wirkte. Das reformatorische Erbe ist denn
auch mitverantwortlich dafür, dass im Kan-
ton Bern wie in einigen anderen ursprünglich
reformierten Kantonen - insbesondere in der
Waadt und in Zürich - das Verhältnis von
Kirche und Staat vergleichsweise enger ist als

in den ursprünglich katholischen Kantonen.
Grundlegend für das bernische Staats-

kirchenrecht ist - wie der Bericht aufzeigt -
die in Staatsverfassung und Kirchengesetz

vorgenommene Unterscheidung zwischen
äusseren und inneren kirchlichen Belangen.
Dabei wird vom reformierten Verständnis
der inneren Belange ausgegangen, gemäss
dem Wortverkündigung, Lehre, Seelsorge,

Kult, religiöse Aufgaben von Kirche und
Pfarramt, Liebestätigkeit sowie innere und
äussere Mission dazugehören. Zu den äusse-

ren Angelegenheiten und damit in die Kom-
petenz des Staates gehören im wesentlichen
die Umschreibung, Bildung und Zusammen-
legung von Kirchgemeinden sowie deren Or-
ganisation und Verwaltung, die Errichtung
neuer Pfarrstellen sowie die Ausbildung und
Aufnahme der Geistlichen in den Kirchen-
dienst.

Bereits diese Aufzählung macht deutlich,
dass Kirche und Staat im Kanton Bern noch
relativ eng miteinander verbunden sind. Ein
weiteres Zeichen dafür ist, dass der Kanton
sein Verhältnis zu den Kirchen in einem um-
fassenden Kirchengesetz festlegt, wobei das

heute geltende aus dem Jahre 1945 stammt."
Besonders eng ist die Verflechtung im finan-
ziehen Bereich: «Finanziell sind der Kanton
und die Kirchgemeinden die Träger des Kir-
chenwesens. Der Staat Bern hat in der Ver-

gangenheit mehrmals Kirchengüter säkula-
risiert. Im Gegenzug dazu verpflichtete er
sich 1804 ausdrücklich, die Geistlichen aus
dem Ertrag dieser Güter zu besolden. Diese

Verpflichtung gilt heute noch, der Kanton
trägt die Gehälter der Geistlichen voll mit
jährlich 60 Millionen Franken, dazu den Un-
terhalt der staatlichen Pfarrhäuser und die
beiden theologischen Fakultäten (die Christ-
katholische Landeskirche trägt an ihrer Fa-

kultät mit)».® Mit den Mitteln der Kirchen-
steuern von natürlichen und juristischen
Personen haben die Kirchgemeinden ihrer-

seits für die Besoldung des eigenen Perso-

nais, für den Unterhalt eigener Gebäude, für
die kirchliche Verwaltung sowie für die Un-
terstützung sozialer und karitativer Werke
sowie weiterer Institutionen aufzukommen.

Die im Kirchengesetz getroffenen Rege-

lungen gelten nur für die evangelisch-
reformierte, die römisch-katholische und die
christkatholische Konfession als die drei
öffentlich-rechtlich anerkannten Landeskir-
chen. Ein Gesetz zur Ermöglichung der
öffentlich-rechtlichen Anerkennung weite-
rer Religionsgemeinschaften, gedacht wurde
insbesondere an die israelitischen Gemein-
den von Bern und Biel, wurde am 10. Juni

Staat, Kirche und Politik im Kanton Bern,
S. 18.

5 Ebd., S. 23.
® Ebd., S. 43.
7 Ebd., S. 42.
" Gesetz über die Organisation des Kirchen-

wesens vom 6. Mai 1945. Für eine intensivere Aus-
einandersetzung mit dem Verhältnis von Staat und
Kirche im Kanton Bern vgl. die Literaturhinweise
in der neuen «Bibliographie des Schweizerischen
Staatskirchenrechts» von Dieter Kraus und René

Pahud de Mortanges, Freiburg/Schweiz 1991,

S. 30-32 (Freiburger Veröffentlichungen aus dem
Gebiete von Kirche und Staat, Bd. 31).

' Staat, Kirche und Politik im Kanton Bern,
S. 53. - Die Schaffung einer «katholischen Fakul-
tat» war mit dem Kirchengesetz von 1874 ermög-
licht worden. Mit diesem unter dem Zeichen des

Kulturkampfes stehenden Gesetz, das neben der

Schaffung einer katholischen Fakultät auch das

Vetorecht der Kirchgemeinden und die Pfarrwahl
durch die Kirchgemeinden vorsah, sollte die ka-
tholische Kirche auf eine katholische Nationalkir-
che hingelenkt werden. Aufgrund des Widerstan-
des in den jurassischen Pfarreien wurde dieses Ziel
klar verfehlt. Die damaligen Pressionen gegen-
über den Katholiken im Jura, wobei gar Truppen
in die jurassischen Gebiete entsandt wurden, bil-
den aber ein wichtiges Element zum Verständnis
der separatistischen Bewegung im 20. Jahrhun-
dert, die schliesslich 1978 zur Schaffung eines ei-

genen Kantons Jura führten. Während die christ-
katholische Kirche zu keiner Massenbasis fand,
wurde das Verhältnis zur römisch-katholischen
Kirche allmählich wieder normalisiert. Wichtige
Stationen auf diesem Normalisierungsprozess wa-
ren dabei die Anerkennung einer römisch-katho-
lischen Landeskirche für den Jura und das Lau-
fenthal 1893, die öffentlich-rechtliche Anerken-

nung von 8 römisch-katholischen Kirchgemein-
den im alten Kantonsteil im Jahre 1939 sowie die
durch die Änderung des Kirchengesetzes von 1981

ermöglichte Schaffung einer römisch-katholi-
sehen kantonalen Synode für das ganze Kantons-
gebiet. Über alle diese Ereignisse enthält der Be-

rieht (zumindest seine Kurzfassung) wenig. Ent-
sprechend den in der Motion Bischof gestellten
Fragen liegt sein Schwergewicht auf einer anderen
Ebene, nämlich bei der Frage nach der Autonomie
der Kirchen insbesondere in bezug auf politische
Stellungnahmen.
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1990 in einer Referendumsabstimmung
deutlich verworfen.

Gleichsam als Gegenstück zur öffent-
lich-rechtlichen Anerkennung sind die Ber-

ner Landeskirchen der staatlichen Aufsicht
unterworfen, und zwar sowohl der polizei-
rechtlichen Aufsicht über ihre gesamte Tä-

tigkeit als auch der Staatsaufsicht über ihre
äusseren Angelegenheiten. Die in Artikel 86

Absatz 2" der Berner Kantonsverfassung
verankerte polizeirechtliche Aufsicht gilt da-
bei nicht nur für die Landeskirchen, sondern
für die Kirchen überhaupt. Gemäss diesem

Artikel kann der Kanton die geeigneten
Massnahmen gegen die Eingriffe kirchlicher
Behörden in die Rechte der Bürger und des

Staates treffen. Er stellt - wie im Bericht zu-
treffend bemerkt wird - «eine Konkretisie-

rung des in Artikel 4 BV gegebenen Gleich-

heitsprinzips» dar und besagt, dass eine reli-
giös motivierte Störung der öffentlichen
Ordnung «keine staatliche Sonderbehand-

lung - weder Begünstigung noch Benachtei-

ligung - erfahren» darf. Für das Verhältnis

von Kirche und Politik ergibt sich daraus

(wie bereits aus der Bundesverfassung), dass

kirchliche Äusserungen «auf der gleichen
Stufe wie diejenigen anderer am politischen
Prozess beteiligter gesellschaftlicher Kräfte»
stehen. «Weder kommt den Kirchen auf
Grund ihrer besonderen Stellung ein beson-
derer Schutz zu, noch dürfen sie in ihren ge-
seilschaftspolitischen Aktivitäten von der
Kirchenaufsicht her stärker eingeschränkt
werden als andere Stimmen im politischen
Geschehen». Dies gilt unabhängig davon,
ob Kirche und Staat getrennt sind oder nicht.

Klares Votum gegen eine Trennung von
Kirche und Staat
Diesen Überlegungen des Berner Be-

richts entsprechend kann also das Bestreben,

politische Stellungnahmen der Kirchen ein-
zudämmen, nicht als Argument für eine

Trennung von Kirche und Staat verwendet

werden, da durch sie das Recht der Kirchen,
sich zu politischen Fragen zu äussern,
grundsätzlich nicht geschmälert würde. Hin-
gegen hätte eine Trennung andere schwer-

wiegende Folgen sowohl für die Kirchen als

auch für den Staat, welche der Berner Be-

rieht in Anlehnung an die Argumentation
gegen die Trennungsinitiative auf schweize-

rischer Ebene vom Jahre 1980 anführt:
- Auf seiten des Staates: Aufwendungen

des Kantons in Millionenhöhe für die Ablö-
sung der bisherigen vertraglichen Verpflich-
tungen gegenüber den Kirchen; Übernahme
der Kosten für zahlreiche dannzumal verwai-
ste kirchliche Sozial- und Sonderdienste;
alleinige Verantwortung für die kostspielige
Erhaltung historischer Bauten; Gefahr einer
verstärkten Konfessionalisierung des politi-
sehen Lebens usw.

- Auf seiten der Kirchen: Verlust der
staatlichen Pfarrgehälter, aber auch des Be-

steuerungsrechts; aufgrund der Finanzpro-
bleme Einschränkungen betreffend die Zahl
der Pfarrämter, die kirchlichen sozialen
Dienste, den Religionsunterricht usw.; Weg-
fall der öffentlichen Kontrolle und Rechen-

schaftsablage, aber auch der Verpflichtung
zu demokratischen und rechtsstaatlichen
Formen; grössere Abhängigkeit von privaten
Geldgebern usw.

Aufgrund dieser Folgen kommt der Ber-

ner Bericht zum Schluss - und hierin ent-

spricht er sicher nicht den Intentionen jenes
Grossrats, der ihn mit seiner Motion verur-
sachte -, dass insgesamt «eine Zurückverset-

zung der Kirchen auf einen privatrechtlichen
Status kein für Staat und Kirche günstiges
Klima schaffen» könnte. Bei der Bewer-

tung dieser Schlussfolgerung ist allerdings
zu beachten, dass der Bericht nur die Va-

riante einer Trennung von Kir-
che und Staat prüft. Wohl aufgrund des der

Expertengruppe erteilten Mandats gerät die

Frage nicht ins Blickfeld, wie Kirche und
Staat zwar nicht völlig getrennt, aber doch
weiter entflochten werden könnten. Dies

aber scheint mir mit Blick auf jene Kantone
(insbesondere Bern, Waadt und Zürich), in
denen Staat und Kirche vor allem finanziell
noch recht stark verflochten sind, die wich-
tigste Frage zu sein. Wird sie nicht recht-

zeitig ernsthaft geprüft, so besteht die reelle

Gefahr, dass die Kirchen gerade in diesen

Kantonen in eine privatrechtliche Stellung
zurückversetzt werden, was sich auch auf
ihre Stellung in anderen Kantonen negativ
auswirken oder gar zu einer vollständigen
Trennung von Kirche und Staat von Bundes-
rechts wegen führen könnte. Dies aber wider-
spräche nicht nur den überkommenen föde-
ralistischen Ordnung des Verhältnisses von

Das Staatskirchenrecht

Dass staatskirchenrechtliche Fragen ge-
rade in der heutigen Zeit von grösster Rele-

vanz sind, dürfte spätestens nach den Kon-
flikten um die Besetzung von Bischofsstüh-
len in den deutschsprachigen Ländern aus-
ser Frage stehen, und dies unabhängig da-

von, welche Haltung man auch immer zu
rechtlichen Fragen einnimmt. So verdienen
Veröffentlichungen wie die Dissertation von
Adolf Christoph Kellerhals unsere beson-
dere Aufmerksamkeit, weil der Autor sowohl
einen aus rechtsgeschichtlicher wie systema-
tischer Perspektive her interessanten und

Staat und Kirche in der Schweiz. Es stünde
auch der in der neueren Literatur zum
Staatskirchenrecht gewonnenen Einsicht
entgegen, dass unter den Bedingungen des

modernen Leistungsstaates eine Ignorierung
der Religionsgemeinschaften nicht deren

Gleichstellung, sondern deren Zurückverset-

zung gegenüber anderen gesellschaftlichen
Organismen, die unterstützt werden, be-

deutet.
P/tzj //«/«er

!" Der negative Ausgang dieser Abstimmung
darf wohl nicht als Affront gegen die jüdische
Glaubensgemeinschaft gewertet werden; vielmehr
war für die klare Verwerfung der Vorlage insbe-
sondere die Angst vor dem Islam verantwortlich,
welche die Gegner im Referendumskampf ge-
schürt hatten. Vgl. dazu die Berner Tageszeitungen
vom 11. und 12. Juni 1990.

" Eine fast wörtliche Wiederholung von Arti-
kel 50 Absatz 2 der Bundesverfassung.

m Staat, Kirche und Politik im Kanton Bern,
S. 54.

13 Ebd.
» Ebd., S. 58.
13 Zu denken ist dabei insbesondere an die

Aufgabe der staatlichen Pfarrerbesoldung. In die-

sem Zusammenhang kann auf den Kanton Schaff-
hausen verwiesen werden, der vor zehn Jahren auf
der Grundlage der historischen Rechtstitel die
staatlichen Pfarrgehälter durch einen indexierten
Staatsbeitrag an die Kirchen ablöste. Damit
könnte zum einen auf die staatlichen Vorschriften
bezüglich der Pfarrstellen sowie der Ausbildung
der Geistlichen verzichtet werden. Zum andern
könnten die Kirchen selber bestimmen, wieviel
ihre Pfarrer verdienen sollen, was wohl eine An-
gleichung nach unten zum schweizerischen
Durchschnitt zur Folge hätte.

i® Vgl. dazu Pius Hafner, Im Dienst am glei-
chen Menschen. Gedanken zum Verhältnis von
Kirche und Staat in der Schweiz, in: Joachim Mül-
1er, Katholische Kirche Schweiz heute, Frei-
burg/Schweiz 1981, S. 69-95, hier S. 82.

materialreichen Überblick über Aufbau und
Entwicklung des solothurnischen Staatskir-
chenrechts gibt. '

Im I. Abschnitt wird im Rahmen eines

allgemeinen Überblicks über das Solothur-
ner Staatskirchenrecht deutlich, dass die

' Adolf Christoph Kellerhals, Die öffentlich-
rechtliche Anerkennung von Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften im Kanton Solothurn, Uni-
versitätsverlag, Freiburg/Schweiz 1991, 340 S.

(Freiburger Veröffentlichungen aus dem Gebiete

von Kirche und Staat, 32).

Kirche und Staat im Kanton Solothurn
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öffentlich-rechtliche Anerkennung von Reli-

gionsgemeinschaften als das zentrale Ord-
nungsmittel der staatlichen Kirchenhoheit
gilt. Mit der Behandlung dieses Instituts lie-
fert der Autor deshalb einen Abriss über das

Solothurner Staatskirchenrecht an sich.

Im II. Abschnitt wird aus historischer
Perspektive und nach heute geltendem Recht

der Inhalt und die Bedeutung dieser Aner-
kennung aufgezeigt (Teil 1 und 2). Form und
Voraussetzungen dieser Anerkennung (Teil
3) leiten über zur Darstellung des Verhältnis-
ses von den staatskirchlichen Gremien der

Kirchgemeinden und (Kantonal-)Synoden
zum Kanton, dem die Staatskirchenhoheit
zusteht (Teil 4). Fragen der Finanzierung
(Teil 5) und des immer aktueller werdenden
Problems der Mitgliedschaft (Teil 6) be-
schliessen den Hauptteil der Arbeit.

Im III. Abschnitt weist der Verfasser zu-
sammenfassend noch einmal auf die histori-
sehe Entwicklung hin, nimmt eine Charakte-
risierung vor und weist in einem (zu kurzen)
Ausblick mit Recht darauf hin, dass die

Organisation der staatlichen Synodalorga-
nisation denkbar frei ist. Dies kann jedoch
nicht vom Institut der Kirchgemeinde gesagt
werden, die dem Gemeindegesetz untersteht.
Bei den enormen Veränderungen, denen die

Kirchen in der heutigen Zeit ausgesetzt sind

- die Volkskirche gehört zu wesentlichen Tei-

len bereits der Vergangenheit an, was dazu
führen kann, dass sich das bis heute be-

währte staatskirchliche System zu einer gol-
denen Fessel entwickelt, die den Realitäten
nicht mehr gerecht zu werden vermag -, wä-

ren Ausblicke unter diesen Gesichtspunkten
nicht nur reizvoll, sondern für die Zukunft
von eminenter Bedeutung. In diesem Sinne
kann dem Autor nicht beigestimmt werden,
wenn er schreibt: «Die Faszination, welche
noch zu Beginn des Jahrhunderts von der

Trennungsidee [von Kirche und Staat] aus-
ging, ist heute weitgehend verblasst.»

Es läge auf längere Sicht gesehen im In-
teresse von Kirche und Staat, wenn die bisher

Kulturkampf in Welschenrohr

Zum schweizerischen Jubeljahr bearbei-
tete der Historiker und Theologe Urban
Fink die Geschichte der Pfarrei Welschen-
rohr am Beginn unserers Jahrhunderts. Das
Resultat erschien als Bucfü, welches in drei
Abschnitte gegliedert ist: 1. ein historischer
Bericht über Pfarrer August Ackermann und
den Weg zu seiner Amtsenthebung (1909-
1912), 2. eine Edition der von Ackermann
verfassten Pfarreichronik und 3. eine Be-

trachtung unter dem Titel «Der Freisinn -
die vergessenen Katholiken».

einseitig gesetzte und vorgenommene Auf-
sieht des Staates in sämtlichen Bereichen,
betreffe dies nun die Ebene des Bistums, des

Kantons oder der Gemeinde, auf ein Mini-
mum beschränkt und den Kirchen den ihnen
zustehende Freiraum zur eigenen Regelung

übergeben werden könnte. Dies böte die Ge-

legenheit, unliebsame Inkompatibilitäten
zwischen Kirchen- und Staatsrecht auf ein

Minimum zu reduzieren, was einerseits eine

nötige und fruchtbare Zusammenarbeit in
einem sich gewaltig ändernden Umfeld zwi-
sehen Kirche und Staat ermöglichen würde,
andererseits aber auch beide Seiten vor un-
liebsamen Überraschungen (siehe den An-
fang der Rezension... schützen könnte.

Um auch im 21. Jahrhundert ein tragfähiges
Verhältnis und eine gute Zusammenarbeit
zwischen Kirche und Staat zu garantieren,
was im Interesse beider Parteien liegt, dürf-
ten deshalb Änderungen am noch heute gel-
tenden Staatskirchentum des 19. Jahrhun-
derts unvermeidlich sein.

Dem Verfasser gebührt grosser Dank,
dass er mit seiner gut lesbaren Dissertation
einen umfassenden Überblick über das So-

lothurner Staatskirchenrecht vorlegt und
damit einen wissenschaftlichen Beitrag lei-

stet, der aktueller nicht sein könnte und un-
bedingt der Thematisierung bedarf. Ein aus-

führliches Inhaltsverzeichnis «tröstet» den

Benutzer über das fehlende Register hinweg,
dürfte das Buch doch nicht zuletzt als Nach-

Schlagewerk nützliche Dienste erweisen.

Denn dieses Buch wird in Sachen Solothur-

ner Staatskirchenrecht - aber auch darüber
hinaus - unverzichtbare Dienste leisten.

Urban Fm/r

C/rban FinF siudierifej seit 7957 Gesc/a'c/Ue,

P/ziiosop/ue und F/teo/ogie in Fre/ôarg und Rom.
79SS/S9 Forscdungsßu/endmft i/n «zlrc/u'vio
Segreio Föiicano». Seit dem 7. /u/i 79S9 unter
anderem im 7ei/ze;7amiKanionspräses von B/an-

ring und dangwac/ii des Kantons So/oitern

Im Kanton Solothurn wirkte auch nach
der Jahrhundertwende die Polarisierung
nach, welche der Kulturkampf zwischen den

«Liberalen» und den «Konservativen» ge-
schaffen hatte. Die erstgenannte Partei ver-
fügte in Welschenrohr über eine satte Mehr-
heit. Zu Spannungen kam es, nachdem die

Pfarrei 1909 dem erst 26 Jahre alten Priester

August Ackermann (1883-1968) übertragen
worden war. Von aufrichtiger Frömmigkeit
und seelsorgerlicher Begabung geprägt, war
Ackermann wegen seines ebenso tempera-

mentvollen wie kompromisslosen Charak-
ters nicht in der Lage, in seinem Aufgaben-
kreis Einheit zu stiften. Im Gegenteil: Ener-
gisch und unzimperlich setzte er sich ein für
die Sache der Konservativen. Nachdem es zu
mehreren rein politisch motivierten Zusam-
menstössen gekommen war, überspannte
Ackermann 1912 mit einer allzu dezidierten,
die Gegenseite verletzenden Wahlempfeh-
lung den Bogen. Die sich provoziert sehen-

den Liberalen wehrten sich mit Hilfe der

staatlichen Kirchengesetzgebung und er-
wirkten Amtsenthebung des Pfarrers durch
den solothurnischen Kantonsrat. Diese

Massnahme wurde vollzogen, obwohl ein

kirchliches Disziplinarverfahren nicht statt-
gefunden hatte.

Pfarrer Ackermanns Aufzeichnungen
zur Geschichte der Pfarrei Welschenrohr in
den Jahren 1850 bis 1912 ergeben ein auf-
schlussreiches Bild über das kirchliche All-
tagsleben dieser Zeit. Bemerkenswert sind
insbesondere die Kapitel über Volksfröm-
migkeit, liturgische Gewohnheiten und
soziale Verhältnisse in der Gemeinde; sie ver-
mittein einen Eindruck über tiefgreifende
Veränderungen, welche sich in diesen Berei-
chen binnen weniger Jahrzehnte einstellten.
Im letzten Kapitel des Buches schliesslich
weist Urban Fink hin auf die Bedeutung,
welche um die Jahrhundertwende dem Ver-

halten der politisch liberal ausgerichteten
Katholiken zukam.

Dem Leser vermittelt dieses schöne, gut
lesbare und allgemein verständliche Buch
mancherlei Anregung zu weitergehenden
Betrachtungen. Es lenkt den Blick zunächst
auf das Schicksal des Pfarrers, das einer ge-
wissen Tragik nicht entbehrt: Offenbar wa-
ren Beharrlichkeit und Unerschütterlichkeit
damals nicht geeignet, um angespannte Zu-
stände zu beheben. Gefragt gewesen wären

(wie hinterher festzustellen ist) wohl eher

Feingefühl und Dialogbereitschaft. Die
Amtsenthebung des Pfarrers durch eine

staatliche Behörde ohne Konsultation des

Bischofs lenkt sodann die Aufmerksamkeit
auf das Verhältnis zwischen Kirche und
Staat. Es zeigt sich, wie sehr im Spannungs-
fall das Fehlen formeller Regelungen schwer-

wiegende Folgen haben kann - ein Umstand,
der auch zu bedenken ist im Hinblick auf das

Verhältnis zwischen sakramental-kirchen-
rechtlichen und staats-kirchenrechtlichen
Strukturen. Martes R/es

73er F/teo/oge Martes 7?ies promovierte in
Kirc/tengesc/u'c/tie and wirb/ seit 7990 a/s Arc/ii-
var des ßisiams Base/ in So/oitern

2 Urban Fink, Kulturkampf in Weichenrohr
1909-1912. Pfarrer August Ackermann und seine

Pfarrchroniken, Welschenrohr 1991, 116 Seiten.
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Alle Bistümer

Ökumenische Gottesdienste am Sonntag

Leitlinien der römisch-katholischen
Ökumenekommission der Schweizer
Bischofskonferenz
Die Ökumenekommission der Schweizer

Bischofskonferenz hat auf Veranlassung der
Schweizer Bischöfe den folgenden Text erar-
beitet. Er enthält grundsätzliche Überlegun-

gen und Leitlinien für das praktische Verhal-

ten.
Die Kommission hat nach Rücksprache

mit der Scweizer Bischofskonferenz die Ap-
probation erhalten, den Text zu veröffentli-
chen.

Die Kommission hofft, mit ihren Aus-

führungen die ökumenischen Bestrebungen
zu unterstützen und den Seelsorgern eine

Hilfe zu bieten.

Solothurn, 31. Dezember 1991

A/Ro« Cßf/oAc/t
Präsident der Ökumenekommission

«Es ist wichtig, dass die getrennten Chri-
sten, die allzu lange ihre Trennung als un-
überwindlich hinnahmen, für die von Chri-
stus gewollte Einheit nicht nur jeder für sich
oder in seiner eigenen Gemeinschaft, son-
dern auch gemeinsam beten, trotz der wei-
terbestehenden Unterschiede zwischen den
Kirchen. Da jedes echte Gebet ein Akt des

Glaubens ist, zeugt die Einheit im Gebet von
einer ursprünglichen Einheit des Glaubens,
die unter allen Verschiedenheiten zwischen
unsern Kirchen weiterlebt. Das gemeinsame
Gebet ist auch ein mächtiger Ansporn zu
einer intensiveren Suche nach der Einheit
und ein Mittel gegenseitiger Bereicherung,
weil die verschiedenen Traditionen in Lehre
und Liturgie einander bestätigen oder ergän-
zen können.» - So umschreibt die Broschüre
«Der Ökumenische Gottesdienst» Bedeu-

tung und Wert ökumenischer Gottesdienste '.

Wir stellen diese Worte hier an die Spitze, um
zu betonen, wie sehr wir ökumenische Got-
tesdienste schätzen und gefördert wissen
möchten. Wenn das neue Kirchenrecht * den
Bischöfen ausdrücklich aufträgt, das öku-
menische Anliegen zu fördern, schliesst das

gewiss auch die Förderung des ökumenisch
gemeinsamen Betens in sich.

Bei den folgenden Ausführungen geht es

nicht um eine allgemein umfassende Ab-
handlung über den ökumenischen Gottes-
dienst. Sie beschränkt sich darauf, gezielt die
Fragen aufzugreifen, die sich dem katholi-
sehen Christen stellen, wenn ein ökumeni-

scher Gottesdienst an einem Sonntag gefei-
ert werden soll: Ist das auszuschliessen, ist
das zuzulassen, ist das zu fördern? Was ist
dabei zu beachten?

Der katholische Christ weiss sich vom
kirchlichen Verständnis des Sonntags her ge-
halten, diesen Tag durch die Feier der Eucha-
ristie als der höchsten Gottesdienstform der
Kirche zu heiligen. Und da beim ökumeni-
sehen Gottesdienst, wie wir ihn hier verste-

hen, Kirchen offiziell beteiligt sind, die nicht
in voller Einheit stehen und die nicht die-
selbe glaubensmässige Auffassung über das

Vermächtnis des Herrn haben, ist dieser als

Gebets- und Wortgottesdienst, aber nicht als

eucharistische Feier möglich. Bei der Anset-

zung solcher Gottesdienste, die ein dringen-
des Anliegen sind (c. 755), ist darauf zu ach-

ten, dass die Katholiken die Sonntagspflicht
(c. 1248) erfüllen können. Weil die doppelte
Feier nicht immer möglich sein wird, gehen
wir der Frage nach ökumenischen Gottes-
diensten am Sonntag nach.

In unserer Antwort möchten wir in einem
ersten Teil (A) die einschlägigen Grundsätze
klarstellen. Aus ihnen wird sich keine gesetz-
lieh fixierte Norm ableiten lassen, aber prak-
tische Entscheidungen, die aus der jeweili-
gen konkreten Situation heraus getroffen
werden müssen, werden sich an diesen
Grundsätzen orientieren können. Darauf
wollen wir in einem zweiten Teil (B) einge-
hen.

A. Grundsätzliche Überlegungen
1. Die kirchliche Gemeinschaft versteht

sich nicht als irgendein Verein weltanschau-
lieh Gleichgesinnter, sondern sie ist als Ge-
meinschaft der an Gott in Jesus Christus
dem Auferstandenen Glaubenden eine Ge-

meinschaft des Gebetes und der Anbetung.
Das kirchliche Leben vollzieht sich so grund-
legend im Gotteslob, in der Liturgie. Diese
ist freilich nicht in sich selber geschlossen,
sondern drängt auf Mitteilung von Glauben
und Liebe über den gottesdienstlichen Rah-
men hinaus, ist aber doch die Seele dieser
ganzheitlichen Antwort auf den Ruf des

Herrn, der sie zur Gemeinschaft zusammen-
führt.

Die Hochform des kirchlichen Gottes-
dienstes ist die Eucharistie. Von ihr heisst es

in der Konstitution über die heilige Liturgie
des 2. Vatikanischen Konzils (Nr. 47):
«Unser Erlöser hat beim Letzten Abend-

mahl in der Nacht, da er überliefert wurde,
das eucharistische Opfer seines Leibes und
Blutes eingesetzt, um dadurch das Opfer des

Kreuzes durch die Zeiten hindurch bis zu sei-

ner Wiederkunft fortdauern zu lassen und so
der Kirche, seiner geliebten Braut, eine Ge-
dächtnisfeier seines Todes und seiner Aufer-
stehung anzuvertrauen: Das Sakrament
huldvollen Erbarmens, das Zeichen der Ein-
heit, das Band der Liebe, das Ostermahl, in
dem Christus genossen, das Herz mit Gnade
erfüllt und das Unterpfand der künftigen
Herrlichkeit gegeben wird.» Die Eucharistie
ist die Hochform kirchlichen Gottesdien-
stes. Sie umfasst aber nicht alles, was zur
Fülle kirchlichen Gottesdienstes gehört. Da-
mit ist andern Formen des Gottesdienstes
nichts von ihrem echten und eigenständigen
Wert genommen.

2. «Der Sonntag, an dem das österliche
Geheimnis gefeiert wird, ist aus apostoli-
scher Tradition in der ganzen Kirche als der
gebotene ursprüngliche Feiertag zu hal-
ten.»' Es ist älteste, der ganzen Kirche form-
gebende Tradition, dass der «Tag des

Herrn», der Sonntag, die Glaubensge-
meinde zur Feier der Eucharistie zusammen-
führt. Daran festzuhalten, ist ein unverzicht-
bares Anliegen der Kirche. Die lateinische
Kirche konkretisiert dieses Anliegen durch
positives Kirchengesetz, das jeden katholi-
sehen Christen, der nicht legitimerweise aus
schwerwiegendem Grund (c. 1248) verhin-
dert ist, verpflichtet, am Sonntag (bzw. am
Vorabend) an einer Eucharistiefeier seiner
Kirche teilzunehmen. Dieses kirchliche Ge-

setz, so wertvoll es ist, ist nicht letzte Norm;
es muss im Geist der Freiheit und in echter
Verantwortung befolgt werden, das heisst
schwerwiegende Gründe können davon ent-
schuldigen.

Von der Natur der Sache her - nicht erst
von einem kirchlich positiven Gesetz - ist es

erste Pflicht der katholischen Gemeinschaft,
ihren Gläubigen die Möglichkeit der eucha-
ristischen Teilnahme zu bieten, und erste
Pflicht der Gläubigen, der Einladung ihrer
Kirche zu folgen, diese Pflicht schliesst aber
nicht alle andern legitimen Anliegen aus.

3. Die Kirche hat heute - deutlicher als
früher - auch ihre Pflicht zu ökumenischer
Gemeinschaft mit den Christgläubigen,
die noch nicht in voller kirchlicher Einheit

> Der Ökumenische Gottesdienst. Grund-
Sätze und Modelle. Herausgegeben vom Vorstand
des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbun-
des, von der Konferenz der Römisch-katholischen
Bischöfe der Schweiz und vom Bischof und Syn-
odalrat der Christkatholischen Kirche der
Schweiz, Benziger Verlag und Gotthelf Verlag, Zü-
rieh 1979, S. 9.

- CIC can. 383 § 3; can. 755.
3 CIC can. 1246 § 1.



60 SKZ 4/1992

AMTLICHER TEIL

mit (Communio) mit ihr leben, erkannt. Es

ist ihr aufgetragen, die in der Tiefe schon be-

stehende Einheit aus dem gleichen Glauben
an Christus und den dreifaltigen Gott und
aus der Taufe auch in gottesdienstlicher Ge-

meinschaft zu pflegen. Es ist darum nicht
eine Konzession, sondern eine christliche
Pflicht, solche Gemeinschaft über die kon-
fessionellen Grenzen hinweg im gemeinsa-
men Beten zu suchen, Pflicht der Kirche, die

Möglichkeit dazu zu bieten. Diese Pflicht ist
für den katholischen Christen nicht durch
das kirchliche Recht umschrieben gleich wie
die Pflicht zur sonntäglichen Eucharistie-
feier; das heisst aber nicht, dass sie vernach-
lässigt werden dürfe. Katholische Christen
sind zu ermutigen, die ökumenische Ge-
meinschaft auch durch Teilnahme an öku-
menischen Gottesdiensten zu pflegen.

B. Für das praktische Verhalten
Zur Ansetzung von ökumenischen Got-

tesdiensten am Sonntag (bzw. deren Besuch)
sollen folgende Grundsätze wegleitend sein:

1. Die sonntägliche Eucharistiefeier hat
für den katholischen Christen erste, aber

nicht ausschliessende Priorität. In ihr findet
er den höchsten Ausdruck der Gemeinschaft
mit dem erhöhten Herrn. Es soll daher ka-

tholischen Christen auf jeden Fall die Mög-
lichkeit zum eucharistischen Gottesdienst

geboten werden. Ökumenische Gottesdien-
ste sollen so angesetzt werden, dass sie der

Möglichkeit zum Besuch des eucharistischen
Gottesdienstes nicht im Wege stehen. Darum
soll in der Regel ein ökumenischer Gottes-
dienst nicht auf den üblichen Zeitpunkt des

sonntäglichen Hauptgottesdienstes einer
Gemeinde angesetzt werden.

2. Es gibt gute Gründe, ökumenische
Gottesdienste bisweilen - aus besonderem

Anlass - an einem Sonntag anzusetzen. Da
wir auf die sonntägliche Eucharistiefeier

grosses Gewicht legen, muss ein entspre-
chend wichtiger Grund vorliegen. Weil wir
mit den evangelischen Mitchristen in der

Hochschätzung des Sonntags, des Herrenta-

ges, der vor allen andern durch Gottesdienst

geheiligt werden soll, einig sind, könnten sie

es jedoch mit Recht als Herabsetzung des

ökumenischen Gottesdienstes empfinden,
wenn seine Feier am Sonntag ganz ausge-
schlössen wäre und ihm nur an anderen Ta-

gen Raum gegeben würde. Auch der katholi-
sehe Christ darf nicht verkennen, dass der
Wort- und Gebetsgottesdienst seinen gros-
sen Wert hat, der nicht dadurch entleert

wird, dass er keine Eucharistiefeier ist.

Zuteilung der Arbeitsgebiete an die Mitglieder der Schweizer Bischofskonferenz
M//-

JferaMfwoH/z'c/ze/" Fferantworf/zc/z
1 Glaube und Glaubensverkündigung a) Glaubensfragen, Glaubenslehre Holzherr Mäder

b) Glaubensverkündigung Mäder Bullet
2 Liturgie Holzherr Salina/Corecco
3 Dienste in der Kirche a) Kirchliche Dienste Wüst Corecco

1. Ordinierte
2. Nicht-Ordinierte

b) Seminarien (Regentenkonferenz) Wüst Corecco
c) Theologische Fakultäten («Sapientia christiana») Corecco

d) Geistliche Gemeinschaften Gächter Holzherr
4 Planung und Organisation a) Pastoralplanungs-Kommission Mäder Grab

b) Kirchenrecht Corecco
5 Ökumene a) Ökumene Candolfi Holzherr

b) Nichtchristliche Religionen Grab Holzherr
c) Nichtglaubende Grab
d) Neue ausserkirchliche Bewegungen Candolfi Holzherr

6 Ehe und Familie - Laienapostolat a) Ehe und Familie Bullet Mäder
Spezialseelsorge b) Auftrag der Frauen in der Kirche Bullet Mäder

c) Laienapostolat Bullet Gächter
d) Geistliche Bewegungen Gächter Bullet
e) Spezialseelsorge Schwery
f) Militärseelsorge Schwery

7 Gesellschaftliche Fragen a) Frieden und Gerechtigkeit Grab Wüst
b) Kultur Holzherr Wüst
c) Welt der Arbeit Grab
d) Kirche und Wirtschaft Grab

8 Diakonie a) Diakonie (Fastenopfer, Caritas)
Dritte Welt, Entwicklung Sahna Wüst

b) Gesundheitswesen, Kirchliche Heime Schwery
9 Migration und Tourismus a) Migration Haas Candolfi

b) Tourismus und Freizeit Haas Corecco
10 Mission Sahna Gächter
11 Jugend, Bildung, Schulfragen a) Jugend Gächter Corecco/Bullet

b) Bildung Schwery Haas

c) Schulfragen Schwery Haas
12 Medienarbeit Schwery Mäder/Corecco
13 Präsidentschaft a) Präsidialaufgaben Mamie Mäder/Holzherr

b) Europa, CCEE Mamie Mäder/Holzherr
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3. Die Teilnahme von katholischen Chri-

sten an solchen ökumenischen Gottesdien-
sten ist - aus der Verpflichtung zur Ökumene
heraus - förderungswürdig. Der Katholik er-
füllt dadurch eine ökumenische Pflicht, die,
auch wenn sie nirgends gesetzlich umschrie-
ben ist, ernstgenommen werden muss.

Wie steht es dann um seine Verpflichtung
zum Besuch eines eucharistischen Gottes-
dienstes an eben diesem Sonntag, an dem er
an einem ökumenischen Gottesdienst teil-
nimmt? - Insofern sie eine individuelle Ver-

pflichtung zum Besuch eines eucharisti-
sehen Gottesdienstes an jedem Sonntag
beinhaltet, ist sie positiv-kirchliches Gebot,
und dieses ist nach den Regeln eines solchen
Gebotes zu erfüllen. Danach verpflichtet sie

nicht, wenn schwerwiegende Entschuldi-
gungsgründe vorliegen. Obwohl festgehal-
ten wird, dass die Pflicht zur Teilnahme an
einer Eucharistiefeier weiterhin als erste
Pflicht gilt, wird eingeräumt, dass die Teil-

Presse-Communiqué der ausserordent-
liehen Versammlung der Schweizer
Bischofskonferenz vom 15. Januar 1992
in Bern (Frohberg)
Wie an der 214. Ordentlichen Versamm-

lung vom 25./26. November 1991 in Dulliken
beschlossen wurde, traf sich die Schweizer
Bischofskonferenz (SBK) am 15. Januar
1992 in Bern (Haus Frohberg) zu einer aus-
serordentlichen Versammlung. Haupttrak-
tanda waren die Ressortverteilung sowie die
Berichterstattung über die Spezialsynode
für Europa.

/te-sor/verte'/Mflg
Im Anschluss an die Neuwahlen des Prä-

sidiums der SBK vom vergangenen Novem-
ber (Dr. Pierre Mamie, Bischof von Lau-
sänne, Genf und Freiburg als Präsident;

nähme an einem ökumenischen Gottes-
dienst eine Teilnahme an der Eucharistie-
feier unmöglich machen kann.

4. Ob der Ansetzung eines ökumenischen
Gottesdienstes am Sonntag stattgegeben
werden soll, hängt davon ab, ob das Motiv
dafür einem echt ökumenischen Anliegen
entspricht, das heisst ob es dem (begrüssens-
werten) Wunsch entspringt, der schon beste-
henden ökumenischen Gemeinschaft vor
dem gleichen Herrn hörend und betend Aus-
druck zu geben. Einem rein profanen Anlass
mit einem ökumenischen Gottesdienst mehr
Glanz zu verleihen, dürfte kein hinreichen-
der Grund sein. Der Entscheid ist aus christ-
licher und ökumenischer Verantwortung
heraus zu treffen. Allgemein auf diesem Ge-
biet zu reglementieren, scheint uns weniger
angemessen, da die Umstände zu sehr variie-
ren können.

5. Raum und Rahmen müssen der Würde
des Gottesdiesntes entsprechen.

Dr. Otmar Mäder, Bischofvon St. Gallen, als

Vizepräsident; Dr. Georg Holzherr, Abt von
Einsiedeln, als drittes Mitglied des Präsidi-
ums) wurden die einzelnen Ressorts für die

Amtszeit 1992 bis 1994 wie nebenstehend

verteilt.

S/zezza/sy/zot/e /ztr/iwropa
Zweiter Schwerpunkt dieser ausseror-

dentlichen Versammlung der SBK war die

Entgegennahme der Berichte ihrer drei Ver-

treter (Weihbischof Joseph Candolfi, Bi-
schof Pierre Mamie und Kardinal Henri
Schwery) an der Spezialsynode für Europa,
welche vom 28. November bis 14. Dezember
1991 in Rom stattfand.

Aufgrund dieser Berichterstattung haben
die Schweizer Bischöfe beschlossen, an ih-
rer Frühjahrsversammlung (2. bis 4. März

1992) die von der Spezialsynode verabschie-
dete Erklärung (Declaratio) eingehender zu
studieren und daraus Schlussfolgerungen
für die Kirche in unserem Land zu ziehen. Im
Anschluss an die ausserordentliche Presse-
konferenz vom 17. Dezember 1991 wurde die
Öffentlichkeit bereits ausführlich über den
Inhalt dieser Erklärung informiert.

Ges'prac/îe />; /tow
Die Informationen der drei Mitglieder

der Spezialsynode über ihre Kontakte in
Rom erbringen zurzeit keine neuen Hinweise
für die Situation der Kirche in der Schweiz.
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Bistum Chur

Posto a concorso
Siccome l'attuale parroco di Le Prese ha

dato le dimissioni, la parrocchia è vacante e il
posto di parroco viene messo a concorso.
Eventuali sacerdoti che si interessano a que-
sto posto, favoriscano annunciarsi entro il 70

e// /aL/rra/o 7992 al Consiglio del Personale

della Diocesi di Coira, Hof 19, 7000 Coira.

Im Herrn verschieden

Stwrzenegger Par/, Sp/r/Zwa/,

Pens/on S/re/a, Davos' P/a/z
Der Verstorbene wurde am 2. Mai 1917 in

Romoos geboren und am 1. Juli 1945 in Chur

zum Priester geweiht. Er war tätig als Pfarr-
provisor in Rossa (1948-1950), als Vikar in
Siebnen (1950-1952), als Kaplan in Bürglen
(UR) (1952-1959), als Kuratkaplan in Brun-
nen (1960-1969), als Pfarrrektor in Lenzer-

heide (1969-1976), als Pfarrer in Buttikon
(1976-1982) und als Spiritual in der Pension

Strela, Davos Platz (ab 1983). Er starb am

9. Januar 1992 in Davos Platz und wurde am
15. Januar 1992 in Giswil beerdigt.

Bistum Basel

Diakonatsweihe
Am Dienstag, 28. Januar 1992, weiht

Herr Bischof Otto Wüst Herrn Par/ SYörw

zum Diakon. Die Feier findet in der St.-

Johannes-Kapelle im Palais Steinbrugg in
Solothurn statt und beginnt um 17.00 Uhr.

P/sc/zoy/ZcLe Panz/e/

Erwachsenenfirmung
Am 28. April 1992 wird im Bischöflichen

Ordinariat Solothurn für Erwachsene das
Sakrament der hl. Firmung gespendet. Der
Firmgottesdienst wird abends um 18.00 Uhr
beginnen. Voraussetzung zum Empfang des

Firmsakramentes sind Firmunterweisung
und die entsprechende Bestätigung durch
das Pfarramt. Interessierte Personen können
sich bei der Bischöflichen Kanzlei melden.

TJ/sr/rö/Z/e/re Panz/e/

Bistum Lausanne, Genf
und Freiburg

Weihen
Am 1. Februar 1992 weiht Diözesanbi-

schof Dr. Pierre Mamie in der Kirche Notre-
Dame in Lausanne den aus Vietnam stam-
menden Diakon Lose/t/r P/raw Dac zum
Priester für das Bistum LGF.

Stellenwechsel

Priester, die auf kommenden Herbst eine
Veränderung ihrer Anstellung oder ihres
Dienstes wünschen, mögen diesbezüglich
mit dem Bischofsvikar oder einem der Bi-
schöfe Kontakt aufnehmen bis zum 10. Fe-
bruar.

Personalverzeichnis 1992
Es sei vermerkt, dass das Personalver-

zeichnis 1992 nicht über die Bischöfliche Ku-
rie erhältlich ist, sondern nur über den Buch-
handel oder direkt bei Paulus-Druckerei
Freiburg.

SKRefftoeiit
Samos des Pères
Griechenland;
süss, besonders gut
haltbar, auch im

Anbruch

DES PÈRES

Fendant
Wallis; trocken

KEEL+CO. AG
Weinkellerei
9428 Walzenhausen

Telefon
(071) 44 14 15

Hans Gasper/Joachim Müller/Friederike Valentin (Hrsg.)

Lexikon der Sekten, Sondergruppen und Weltanschauungen

Fakten, Hintergründe, Klärungen, 616 Seiten, Fr. 96.10, Herder.

Der Wegweiser durch die ganze Welt der Sekten, Sondergemeinschaften und Welt-
anschauungen, von Aktionsanalytischer Organisation bis zu den Zeugen Jehovas. Das
aktuelle Standardwerk für die Jahrtausendwende, das neue Massstäbe setzt.

Raeber Bücher AG, Frankenstrasse 9, 6002 Luzern, Telefon 041 - 23 53 63

radio Vatikan
tgl. 7.30 Uhr Lateinische Messe

16.00 Uhr Nachrichten (deutsch)
20.40 Uhr Lateinischer Rosenkranz

Wir suchen auf 1. September 1992 oder nach Vereinba-
rung

Laientheologen/ Priester
in die Bundesieitung
der Jungen Gemeinde

Bist Du ein initiativer Mann, der

- Freude hat am vielseitigen Kontakt zu Jugendlichen/
jungen Erwachsenen (Weekends, Treffen, Kurse, Kan-
tonalleitungen)

- über breite berufliche Erfahrungen mit pfarreilicher
Jugendarbeit verfügt

- Begabung für konzeptionelles und organisatorisches
Arbeiten hat

- Theologie jugendgerecht vermitteln kann
- engagiert für die Anliegen eines schweizerischen

Jugendverbandes in der heutigen Kirche eintreten kann
- Lust hat, Hilfsmittel für die pfarreiliche Jugendarbeit zu

gestalten und für eine Jugendzeitschrift zu schreiben

Fühlst Du Dich von der Stelle und einigen hier aufgeführ-
ten Anforderungen angesprochen? Dann erwarten wir
gerne Deine Bewerbung.

Schriftliche Bewerbungen sind bis 15. März 1992 zu rieh-
ten an: Marlis Ettlin, Lämmiismatt, 6370 Oberdorf (NW),
Telefon 041-61 48 04.

Nähere Auskünfte erteilt gerne; Pierre Stutz, Bundeslei-
tung, Postfach 159, 8025 Zürich, Telefon 01-251 06 00
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Römisch-katholische Kirchgemeinde Davos

Nach achtjähriger erfolgreicher Tätigkeit übernimmt
unser bisheriger Vikar, Guido Costa, eine eigene Pfarrei.
Wir suchen deshalb auf Mitte August 1992 einen

Vikar

oder einen(e) vollamtlichen(e)

Pastoralassistenten(in)

für die Pfarrei der Marienkirche in Davos Platz.

Im wesentlichen sind folgende Aufgaben vorgesehen:

- Mitarbeit in der Pfarreiseelsorge

- Mitgestaltung von Gottesdiensten

- Religionsunterricht an der Oberstufe

- Jugendarbeit
- weitere Aufgaben je nach Begabung und Freude

Auskunft erteilen Ihnen gerne Frau Athina Hirschle, Kirch-
gemeindepräsidentin, Telefon 081-4615 53, oder Cleto
Lanfranchi, Pfarrer, und Guido Costa, Vikar, Telefon

081-43 5315.

Senden Sie Ihre Bewerbung an Frau Athina Hirschle, Kirch-
gemeindepräsidentin, Pischastrasse 6, 7260 Davos Dorf

Wir - die katholische Kirchgemeinde Obersaxen
(GR) - sehen uns genötigt auf diesem Wege einen

Seelsorger

für unsere verwaiste Pfarrei zu suchen.

Wir sind eine 700-Seelen-Gemeinde im mittleren
Bündner Oberland und besitzen eine - vor rund
18 Jahren renovierte Pfarrkirche, eine Filialkirche
und mehrere Kapellen sowie ein älteres, jedoch
gut erhaltenes Pfarrhaus. Das Pfarrgehalt richtet
sich nach den Vorschriften der katholischen
Landeskirche Graubünden.

Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie sich ent-
schliessen könnten, unsere verwaiste Pfarrei zu
übernehmen.

Weitere Auskünfte erteilt jederzeit gerne: Kirch-
gemeindepräsident, Josef Janka, 7134 Ober-
saxen/Meierhof, Telefon 081 -933 12 94

Für unsere illustrierte Monatszeitschrift

Wendekreis
und für die allgemeine Medienarbeit der Missionsgesell-
schaft Bethlehem, Immensee, suchen wir auf den 1. August
1992 oder nach Übereinkunft

Redaktor oder Redaktorin
Die Medienarbeit der Missionsgesellschaft Bethlehem
dient der missionarischen und entwicklungspolitischen
Bewusstseinsbildung von Kirche und Gesellschaft in der
Schweiz, der Förderung von Gerechtigkeit, Frieden und
der Bewahrung der Schöpfung in der einen Welt.

Für Ihre Bewerbung setzen wir voraus: Offenheit für die
Freuden und Probleme der Kirche und der Zweidrittelwelt,
Kenntnisse in Theologie und Entwicklungspolitik, gewisse
Medienerfahrung, ökumenische Gesinnung. Fremdspra-
chenkenntnisse erwünscht. - Der Arbeitsort ist Immensee.

Von uns können Sie erwarten: weitgehend selbständige
Arbeit in einem kleinen Team, angemessenes Gehalt, fort-
schrittliche Sozialleistungen.

Auf Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen freut sich :

^

Peter Leumann, Mediendienst
Missionshaus Bethlehem
6405 Immensee
Telefon 041-81 51 81

\!/ Schweizer Opferlichte EREMITA

direkt vom Hersteller

in umweltfreundlichen Bechern - kein PVC
in den Farben: rot, honig, weiss
mehrmals verwendbar, preisgünstig
rauchfrei, gute Brenneigenschaften
prompte Lieferung

IIENERT0
KERZEN

Einsenden an: Gebr. Lienert AG, Kerzenfabrik, 8840 Einsiedeln, Telefon
055-53 2381
Senden Sie mir Gratismuster mit Preisen
Name
Adresse
PLZ/Ort

i 1

Telefon
Geschäft 081 225170

Richard Freytag

CH-7012 FELSBERG/Grb.

FELSBERG AG
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Römisch-katholische Kirchgemeinde Embrach (ZH)

Wir sind eine rasch wachsende, junge Kirchgemeinde, die
nach der Pensionierung ihres Seelsorgers einen neuen

Pfarrer
sucht. Obwohl wir die fünf politischen Gemeinden des
Embrachertales umfassen, verstehen wir uns als über-
blickbare Einheit.
Das Zusammenleben vieler Nationen zeichnet unsere Ge-
meinde ebenso aus wie das vielfältige Pfarreileben. Ein

gut funktionierender Pfarreirat, eine sehr gut arbeitende
Katechetinnengruppe, mehrere aktive Vereine und eine
kooperative Kirchenpflege unterstützen unseren neuen
Pfarrer gerne bei seinen Aufgaben. Ein modernes, zweck-
massiges Pfarreizentrum bietet vielerlei Möglichkeiten für
Aktivitäten.
Die zirka 3300 Mitglieder unserer Kirchgemeinde wün-
sehen sich einen Pfarrer, der neben der Seelsorge auch
das bunte, kulturelle Leben unserer Pfarrei unterstützt.
Volksnähe, Offenheit, Dynamik und Menschlichkeit sowie
der gute Kontakt zur Jugend in unserer Kirchgemeinde
sollen wichtige Elemente für unseren neuen Pfarrer sein.

Polarisierungen haben wir bis heute in unserer Kirch-
gemeinde verhindern können, und wir wollen, dass dies
auch so bleibt.

Sind Sie interessiert? Dann nehmen Sie Kontakt mit dem
Präsidenten unserer Pfarrwahlkommission auf, der auch

gerne weitere Auskünfte erteilt: Karl Kistler, Pfarrhaus-
Strasse 9, 8424 Embrach, Telefon 01-865 22 30

Katholische Kirchgemeinde
I gis-Landquart/Herrschaft

Wir suchen einen

Priester
und einen

Jugendseelsorger (Katecheten)
Eine ganz besondere Herausforderung wartet auf Sie.

Unsere weitläufige, grosse Pfarrei mit fünf Gemeinden
und rund 3500 Katholiken ist vom Kapuzinerorden auf-
gebaut worden und wird von ihm bis zum heutigen Tag
auf vorbildliche Weise betreut.

Nach vielen Jahren unermüdlichem Einsatz wird unser
Pfarrer, dem Orden gehorchend, ab Sommer 1 992 ei-
ne neue Aufgabe übernehmen. Er hinterlässt eine gut
funktionierende Kirchgemeinde und eine schöne Ge-
meinschaft.

Unser Vikar wird weiterhin die Herrschaft betreuen.

Unterstützt werden Sie von vollamtlichen Mitarbeitern
im Sekretariat, Mesmerdienst und in der Katechese.

Auskunft erteilt Ihnen gerne unser Pfarrer, P. Bruno Kel-
1er, Telefon 081-51 12 74, oder unser Kirchgemeinde-
Präsident, Andrea Grisch, Zollbruckweg 18, 7302
Landquart, Telefon 081-51 57 51. Wir freuen uns auf
Ihre Bewerbung

Buzibachstr. 12

CH-6023 Rothenburfl

Tel. 041-53 84 22
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Diplomtheologin
(Uni Freiburg i.Br.l, 25, sucht Ein-

arbeitungs- und Anstellungsmög-
lichkeit in kirchlicher Bibliothek.

Zuschriften bitte unter Chiffre 1628
an die Schweiz. Kirchenzeitung,
Postfach 4141, 6002 Luzern

Die Berg-Kaplanei Ober-
rickenbach (NW) sucht einen

Kaplan
der mit den Gläubigen den
Sonntags- und Werktags-
gottesdienst feiern würde.

Wir freuen uns auf Ihren
Anruf.

Auskunft erhalten Sie beim
Kirchenpräsidenten Alois
Schmitter unter der Telefon-
nummer 041-65 14 52

Meisterbetrieb

für Kirchenorgeln,
Hausorgeln,
Reparaturen, Reinigungen,
Stimmen und Service
(überall Garantieleistungen)

Orgelbau Hauser
8722 Kaltbrunn
Telefon Geschäft und Privat
055-752432

Rauchfreie

Opferlichte
in roten, farblosen oder bernsteinfarbenen Be-

ehern können Sie jederzeit ab Lager beziehen.
Unsere Becher sind aus einem garantiert umweit-
freundlichen, glasklaren Material hergestellt und
können mehrmals nachgefüllt werden.

Verlangen Sie bitte Muster und Offerte!

HE
KERZENFABRIK SURSEE
6210 Sursee Telefon 045 - 2110 38


	

